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OECD: Inclusive Framework veröffentlicht Diskussionspapier zu Säule 1 

Nachdem im Dezember bereits Model Rules für die Mindestbesteuerung (Säu-

le 2) veröffentlicht wurden (vgl. TAX WEEKLY #4 6/2021), hat das OECD Inclusi-

ve Framework am 04.02.2022 ein Diskussionspapier zum ersten Baustein von 

Säule 1 veröffentlicht. Dabei wird ausdrücklich festgehalten, dass das Diskussi-

onspapier keinen Konsens über den Inhalt darstellt und Änderungen erfolgen 

können.  

Im Rahmen von Säule 1 soll grundsätzlich eine Ausweitung und Neuverteilung 

von Besteuerungsrechten an Gewinnanteilen globaler Großkonzerne hin zu 

Marktjurisdiktionen erfolgen (vgl. TAX WEEKLY # 36/2021). Im nun veröffentlich-

ten Diskussionspapier werden Regeln für Nexus und Revenue Sourcing darge-

stellt. Der Nexus stellt dabei den Anknüpfungspunkt dar, anhand dessen festge-

legt wird, welche Marktjurisdiktionen für eine Zuteilung von Amount A berücksich-

tigt werden. Die Erfüllung des Nexus soll dabei unter Anwendung der Revenue 

Sourcing-Regeln geprüft werden, die zur Identifizierung der Marktjurisdiktionen 

dienen, in denen Revenue unter Amount A erzielt wird. Es wird festgehalten, 

dass der neue Nexus dabei allein für eine Neuverteilung unter Säule 1 gilt und 

sich nicht auf andere bestehende Nexus-Konzepte auswirkt.  

Um den gesetzten Zeitrahmen einzuhalten, sollen schrittweise weitere Diskussi-

onspapiere zu anderen Elementen von Säule 1 veröffentlicht werden und nicht 

erst abgewartet werden, bis die Arbeiten abgeschlossen sind. Stellungnahmen zu 

dem nun veröffentlichten Entwurf können bis zum 18.02.2022 eingereicht wer-

den.  

 

BMF: Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für die private Nutzung 

von Fahrzeugen und Fahrrädern 

Mit BMF-Schreiben vom 07.02.2022 hat die Finanzverwaltung zur Besteuerung 

der unternehmensfremden Nutzung von Elektrofahrzeugen, Hybridelektrofahr-

zeugen und (Elektro-)Fahrrädern Stellung genommen. 

Die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen vollständig 

zugeordneten Gegenstands ist unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 9a Nr. 1 

UStG als unentgeltliche Wertabgabe der Besteuerung zu unterwerfen.  

Bei den vorstehenden Fortbewegungsmitteln könne zur Ermittlung der umsatz-

steuerrechtlichen Bemessungsgrundlage grundsätzlich auch auf die für ertrag-

steuerliche Zwecke nach der sog. 1 %-Regelung (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG) 

ermittelten Beträge abgestellt werden. 

Eine Besonderheit bestehe ertragsteuerlich jedoch im Hinblick auf Fahrzeuge 

(Kraftfahrzeuge und kennzeichen-, versicherungs- und führerscheinpflichtige 

Elektrofahrräder gem. Abschn. 15.23 Abs. 1 Satz 1 UStAE n.F.), sofern es das 

Einkommensteuergesetz gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 5 EStG erlaubt, 

lediglich einen geminderten Bruttolistenpreis im Rahmen der 1 %-Regelung an-

zusetzen. Die Finanzverwaltung stellt klar, dass  



Seite 2 von 6 

# 5 
11.02.2022 

.04.2020

28.03.2014

diese Reduzierung des Bruttolistenpreises allerdings nicht für die Ermittlung der 

umsatzsteuerrechtlichen Bemessungsgrundlage erfolgen dürfe (vgl. Abschn. 

15.23 Abs. 5 und 11 UStAE n.F.). 

Für Fahrräder und damit auch die nicht kennzeichen-, versicherungs- oder füh-

rerscheinpflichtigen Elektrofahrräder (vgl. den neugeschaffenen Abschn. 15.24 

UStAE) verwehrt die Finanzverwaltung die Nutzung eines Fahrtenbuchs. Ferner 

könne auch die Versteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe unterbleiben, 

wenn der anzusetzende Wert des Fahrrads weniger als € 500 betrage. 

Ferner solle die 1%-Regelung auch für die Fälle einer entgeltlichen Überlassung 

von Fahrrädern durch den Unternehmer herangezogen werden. Dabei geht die 

Finanzverwaltung bei der Überlassung von Fahrrädern an das Personal, auch für 

deren privaten Nutzung, regelmäßig von einer entgeltlichen Leistung (Arbeitsleis-

tung gegen Fahrradgestellung) aus. 

Diese Grundsätze sollen in allen offen Fällen Anwendung finden. 

Abschließend enthält das BMF-Schreiben noch den Hinweis etwaige Auswirkun-

gen des EuGH-Urteils vom 20.01.2021 (C-288/19), vgl. TAX WEEKLY # 03/2021, 

ggf. mit einem gesonderten Schreiben zu erörtern. Der EuGH befasste sich in 

diesem Verfahren u.a. mit Fragen zur Entgeltlichkeit der Überlassung von Fahr-

zeugen an Arbeitnehmer.  

EuGH: Auswirkungen der Ist-Versteuerung beim Leistenden auf den Vor-

steuerabzug des Leistungsempfängers 

Mit seinem Urteil vom 10.02.2022 (C-9/20) hat der EuGH entschieden, dass auch 

für einen der Soll-Versteuerung unterliegenden Leistungsempfänger der Vorsteu-

erabzug erst im Besteuerungszeitraum der Zahlung des Entgelts geltend ge-

macht werden kann, sofern der Leistende seine Umsätze nach vereinnahmten 

Entgelten besteuert. 

Im Streitfall ging es um den Vorsteuerabzug aus der Anmietung von Räumen. 

Sowohl die Vermieterin, als auch die Mieterin (die Grundstücksgemeinschaft Kol-

laustraße 136) unterlagen der Ist-Versteuerung nach § 20 UStG, d.h. für die von 

ihnen ausgeführten Umsätze entstand die Umsatzsteuer erst mit der Vereinnah-

mung der entsprechenden Entgelte, vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) UStG. Aufgrund 

einer Stundungsvereinbarung wurden die Mietzinsen der Jahre 2009 - 2012 erst 

in den Jahren 2013 - 2016 gezahlt. Die Mieterin machte sodann auch den Vor-

steuerabzug aus diesen Eingangsleistungen in den Jahren 2013 - 2016 geltend. 

Sie vertrat die Auffassung, aufgrund der für sie maßgeblichen Ist-Versteuerung, 

würde auch ihr Recht auf den Vorsteuerabzug erst mit Entrichtung der entspre-

chenden Entgelte entstehen. Das Finanzamt versagte hingegen den Vorsteuer-

abzug für diese Zeiträume, da die Regelung der Ist-Versteuerung nur die Besteu-

erung der Ausgangsumsätze betreffe, während das Recht auf den Vorsteuerab-

zug sich nach den allgemeinen Grundsätzen der Soll-Versteuerung richte. Dem-

nach sei die Vorsteuer bereits in den Jahren 2009 - 2012, mit Ausführung der 
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Vermietungsleistungen, entstanden und auch in diesen – im Streitfall bereits fest-

setzungsverjährten – Zeiträumen geltend zu machen gewesen. 

Im Zuge des vom Finanzgericht eingeleiteten Vorlageverfahrens kam der EuGH 

zu dem Schluss, dass die Regelungen des deutschen Umsatzsteuergesetzes zur 

Entstehung des Vorsteuerabzugsrechts beim Leistungsempfänger, in Fällen der 

Ist-Versteuerung durch den Leistenden, unionsrechtswidrig sind. 

Die Beurteilung des Rechts auf Vorsteuerabzug beim Leistungsempfänger entwi-

ckelt der EuGH ausgehend von der Person des Leistenden. Grundsätzlich ent-

stehe der Steueranspruch gegen den Leistenden, wenn die geschuldete Leistung 

ausgeführt worden ist. Ausnahmsweise dürfen die Mitgliedstaaten vorsehen, 

dass die Steuer für die Leistungsausführung erst bei der Vereinnahmung des 

hierfür geschuldeten Entgelts entsteht. So ist das auch in Deutschland mit der 

Regelung in § 13 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) UStG umgesetzt. Im Weiteren knüpfe jedoch 

auch die Entstehung des Vorsteuerabzugsrechts des Leistungsempfängers daran 

an, wann sich der Steueranspruch gegen den Leistenden verwirklicht.  

Folglich könne in diesen Fällen das Recht auf Vorsteuerabzug auch erst mit der 

Bezahlung der entsprechenden Verbindlichkeiten existieren, um so die Entste-

hung der Steuerschuld und die Entstehung des Rechts auf Vorsteuerabzug in 

Einklang zu bringen. Die nach dem deutschen Recht vorgesehene Entstehung 

des Vorsteuerabzugs bereits mit Ausführung der Leistung – unabhängig vom 

Steuerentstehungszeitpunkt beim leistenden Unternehmer – widerspreche diesen 

Grundsätzen. 

Hinsichtlich der – vermeintlich – eigentlichen Fragestellung des Streitfalls, ob die 

in der Person des Leistungsempfängers maßgebliche Ist-Versteuerung für die 

Bestimmung des Zeitpunkts für dessen Vorsteuerabzug maßgeblich sein könne, 

kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass Art. 167a MwStSystRL zwar entspre-

chende Regelungen vorsehe, diese in Deutschland jedoch nicht umgesetzt wor-

den seien.  

Im Streitfall hatte die Klägerin folglich das Vorsteuerabzugsrecht erst im Zeitpunkt 

der Zahlung der Mieten, weil der Vermieter der Ist-Versteuerung unterlag. Der 

Grund lag also nicht darin, dass die Klägerin selbst die Ist-Versteuerung ange-

wendet hatte.  

Die Aussagen des EuGH betreffen die Entstehung der Vorsteuer im Allgemeinen. 

Das Urteil könnte in der Praxis signifikante Bedeutung für die Geltendmachung 

des Vorsteuerabzugs haben, nicht nur wie im Urteilsfall für Unternehmer, die 

selbst die Ist-Versteuerung anwenden, sondern insbesondere auch für Unter-

nehmer, die der sog. Soll-Versteuerung unterliegen. Den Aussagen des EuGH 

folgend, müsste für die zeitliche Zuordnung eines Vorsteuerabzugs aus bezoge-

nen Leistungen der umsatzsteuerrechtliche Status des Leistenden bekannt sein. 

Sollte der Leistende die Ist-Versteuerung anwenden, dürfte der Leistungsemp-

fänger, auch wenn er selbst der Soll-Versteuerung unterliegt, den Vorsteuerab-

zug jedenfalls erst mit Zahlung des Entgelts geltend machen. Dies würde einer-

seits zu einer kompletten Abkehr von der bisherigen Handhabung dieser Fälle 

führen. Andererseits erscheint die praktische Umsetzbarkeit einer solchen Abklä-
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rungspflicht fraglich. Eine baldige Reaktion der Finanzverwaltung wäre daher 

wünschenswert.  
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Alle am 10.02.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VII R 7/18 19.10.2021 
Außenwirtschaftsrecht: Reichweite der Altvertragsklausel beim Russland-Embargo - 
Berücksichtigung von Verboten und Beschränkungen bei der Annahme von Zollan-
meldungen - Missachtung des Vertragsstatuts als Rechtsanwendungsfehler 

III R 41/19 31.08.2021 
Kindergeld; Berücksichtigung eines Kindes nach krankheitsbedingtem Ausbildungs-
abbruch 

 

 

Alle am 10.02.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

II B 34/21 01.12.2021 Abfindung für den Verzicht auf eine behauptete Erbenstellung 

I B 65/19 05.10.2021 Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

III R 42/19 31.08.2021 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 31.08.2021 III R 41/19 - Kinder-
geld; Berücksichtigung eines Kindes nach krankheitsbedingtem Ausbildungsabbruch 

III R 43/19 31.08.2021 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 31.08.2021 III R 41/19 - Kinder-
geld; Berücksichtigung eines Kindes nach krankheitsbedingtem Ausbildungsabbruch 

III R 13/20 31.08.2021 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 31.08.2021 III R 41/19 - Kindergeld; Be-
rücksichtigung eines längerfristig erkrankten Kindes 

III R 52/20 31.08.2021 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 31.08.2021 III R 41/19 - Kindergeld; Be-
rücksichtigung eines längerfristig erkrankten Kindes 

II R 40/18 25.06.2021 
Schenkungsteuerrechtlicher Erwerb bei Auflösung eines anglo-amerikanischen 
Trusts 

 

Alle bis zum 11.02.2022 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 3 - S 
2015/22/10001 :001 

11.02.2022 Steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge 

III C 2 - S 
7300/19/10004 :001 

07.02.2022 

Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für die unternehmensfremde 

(private) Nutzung von Elektrofahrzeugen, Hybridelektrofahrzeugen, Elektro-

fahrrädern und Fahrrädern sowie für die Überlassung von Elektrofahrrädern 

und Fahrrädern an Arbeitnehmer 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210012/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210011/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250012/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250008/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250013/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250014/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250015/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250016/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250011/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-02-11-Steuerliche-Foerderung-privaten-Altersvorsorge-Aenderung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-02-11-Steuerliche-Foerderung-privaten-Altersvorsorge-Aenderung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-02-07-umsatzsteuerliche-bemessungsgrundlage-fuer-die-unternehmensfremde-private-nutzung-von.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-02-07-umsatzsteuerliche-bemessungsgrundlage-fuer-die-unternehmensfremde-private-nutzung-von.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Background 


Introduction 


Following years of intensive negotiations to update and fundamentally reform international tax rules, 
137 members of the OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS (Inclusive Framework) joined the 
Statement on the Two-Pillar Solution to Address the Tax Challenges Arising from the Digitalisation of 
the Economy (the Statement) released in October 2021. The Statement sets out the political agreement 
on the key components of Pillar One and Pillar Two.  


Amount A of Pillar One has been developed as part of the solution for addressing the tax challenges 
arising from the digitalisation of the economy. It introduces a new taxing right over a portion of the profit 
of large and highly profitable enterprises (hereafter, “Covered Groups”) for jurisdictions in which goods 
or services are supplied or consumers are located (hereafter, “market jurisdictions”).  


The Inclusive Framework has mandated the Task Force on the Digital Economy (TFDE) – a subsidiary 
body – to advance the work needed to implement Amount A. In particular, the TFDE has been charged 
with developing the Multilateral Convention (MLC) and its Explanatory Statement as well as the Model 
Rules for Domestic Legislation (Model Rules) and related Commentary through which Amount A will be 
implemented.  


Model Rules 


The Model Rules, once finalised, will reflect the substantive agreement of the members of the Inclusive 
Framework on the functioning of Amount A and will serve as the basis for the substantive provisions 
that will be included in the MLC. The Model Rules are also being developed to provide a template that 
jurisdictions could use as the basis to give effect to the new taxing rights over Amount A in their domestic 
legislation. They will be supported by a commentary. Jurisdictions will be free to adapt these Model 
Rules to reflect their own constitutional law, legal systems, and domestic considerations and practices 
for structure and wording of legislation as required, whilst ensuring implementation is consistent in 
substance with the agreed technical provisions governing the application of the new taxing rights.  


The Model Rules will cover all aspects of Amount A that would be translated into domestic law. They 
will consist of different titles. This document contains the sections on nexus and revenue sourcing 
(which are currently Title 4).  


Model Rules on Nexus and Revenue Sourcing 


This document contains the draft Model Rules for nexus and revenue sourcing, which would be 
contained in Title 4 of the Model Rules described above, and translated into the MLC and its Explanatory 
Statement.  


The Inclusive Framework has agreed the new special purpose nexus rule for Amount A. The Model 
Rules for nexus translate that agreement. The thresholds for the Amount A nexus have been designed 
to limit the compliance costs for taxpayers and tax administrations. The thresholds ensure that the 
nexus test is only satisfied when the amount of revenue of a Covered Group derives from a jurisdiction 
is material.  


The new special purpose nexus rule applies solely to determine whether a jurisdiction qualifies for profit 
re-allocation under Amount A and will not alter the nexus for any other tax or non-tax purpose. In other 
words, the nexus rule has been designed as a stand-alone provision to limit any unintended spill-over 
effects on other existing tax or non-tax rules. 



https://www.oecd.org/tax/beps/statement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.htm

https://www.oecd.org/tax/beps/statement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.htm
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To determine whether a Covered Group satisfies the nexus test for Amount A in a jurisdiction, it will 
have to apply the revenue sourcing rules. These rules identify the jurisdiction in which revenue arises 
for the purposes of Amount A. It does this by identifying the market jurisdiction for a given type of 
revenue: finished goods, components, services, intangible property, real property, government grants, 
and non-customer revenues.  


The revenue sourcing rules have been designed to balance the need for accuracy with the need to limit 
compliance costs. The revenue sourcing rules provide a methodology for a Covered Group to use 
available information to reliably identify the market jurisdiction based on a range of possible indicators, 
or, in cases where a back-stop is needed, based on an allocation key that is expected to provide a 
reasonable approximation of the market jurisdiction. The use of these allocation keys recognises that 
in certain circumstances, the commercial reality is such that (particularly for third party distribution 
arrangements, components, certain services and intangible property) it will be challenging and 
sometimes impossible for a Covered Group to source revenue to the defined market jurisdiction, based 
on transactional data, despite reasonable efforts. These allocation keys are used to provide rules that 
reasonably approximate the source jurisdiction, are administrable, and avoid disputes. As a last resort, 
in very specific cases, a back-stop rule is provided in order to ensure that no revenue shall be 
unsourced. 


The revenue sourcing rules are structured as a general legislative article that articulates the sourcing 
principles, supported by a schedule setting out the detailed rules for applying the revenue sourcing 
principle for the type of revenue in question. Both the general article and the schedule are binding. The 
rules will be supported by a Commentary to provide further clarification where needed. Footnotes are 
included in this document to explain certain issues, and to note matters that have already been identified 
for inclusion in the Commentary.  


The revenue sourcing rules will be supported by detailed record-keeping requirements, based on a 
systemic-level review of the approach taken to revenue sourcing, rather than a requirement to retain 
and supply information from every transaction to tax administrations. This means showing a clear, 
intelligent internal control framework demonstrating a Covered Group’s conceptual approach to revenue 
sourcing, how it obtains the necessary data and that it has sound internal checks to monitor the 
accuracy of that data. These detailed requirements will be further elaborated in the standardised 
documentation requirements contained in the Model Rules, and will be designed in conjunction with tax 
administrations and businesses.  


Public Consultation instructions  


This is a working document released by the OECD Secretariat for the purposes of obtaining input from 
stakeholders. It does not reflect the final views of the Inclusive Framework members. It presents the 
work undertaken to date, which has reached a sufficient level of detail and stability such that it is now 
suitable for consultation. The TFDE has agreed that this working version can be released on the basis 
that it is without prejudice to the final agreement. As such, while the rules are intended to illustrate the 
framework for nexus and revenue sourcing, and a work-in-progress approach to a number of the rules, 
further changes may be made. Further changes may also be needed once the scope exclusions for 
Regulated Financial Services and Extractives have been agreed, to ensure that there is an appropriate 
revenue sourcing rule for all relevant types of income. Thus, the release of this document reflects 
consensus within the TFDE as a procedural matter that public comments should be sought at this time, 
but does not reflect consensus within the TFDE regarding the substance of the document. 


Comments are sought with respect to the nexus and revenue sourcing rules in this document. Where 
relevant, input should refer to the relevant section of the rules. While comments are invited on any 
aspect of the rules, input will be most helpful where it explains the additional guidance that would be 
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needed to apply the rules to the circumstances of a particular type of business, as well as input on 
whether anything is missing or incomplete in the rules.  


Interested parties are invited to send their comments on this discussion draft before 18 February 2022. 
These comments will be examined at the following meeting of the TFDE.  


Comments on this discussion draft should be sent electronically (in Word format) by email to 
tfde@oecd.org and may be addressed to: Tax Treaties, Transfer Pricing and Financial Transactions 
Division OECD/CTPA.  


Unless otherwise requested at the time of submission, comments submitted in response to this invitation 
will be posted on the OECD website. Comments submitted in the name of a collective “grouping” or 
“coalition”, or by any person submitting comments on behalf of another person or group of persons, 
should identify all enterprises or individuals who are members of that collective group, or the person(s) 
on whose behalf the commentator(s) are acting. 
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General Articles  


Title 4: Nexus and Source rules 


Article [X]: Nexus test 


1. The nexus test is satisfied for a Period if the Revenues1 of a Covered Group 
arising in [a Jurisdiction] pursuant to [reference to the Article on Source 
rules] for the Period are equal to or greater than [EUR 1 million / EUR 250 
thousand].2 Where the Period is shorter or longer than twelve months, the 
[EUR 1 million / EUR 250 thousand] amount is adjusted proportionally to 
correspond with the length of the Period. 


2. Paragraph [1] applies solely to determine whether a Group Entity of a 
Covered Group is liable to tax charged in accordance with this Act in [a 
Jurisdiction], and has no other implications for any Group Entity of the 
Covered Group. 


Article [X]: Source rules 


1. This Article determines when Revenues of a Covered Group arise in [a 
Jurisdiction] for the purposes of this Act. For the purposes of applying the 
rules contained in this Article, supplementary provisions as set out in 
Schedule A apply.  


2. Revenues must be sourced on a transaction-by-transaction basis, or as 
otherwise provided by Schedule A.3  


                                                
1 Throughout the Model Rules, Revenues is a defined term and refers to revenue derived from third parties. Revenues 
means the Total Revenues of a Group after the exclusion of Revenues derived from exclusions of Extractive and 
Regulated Financial Services. “Total Revenues” means the Revenues reported in the Consolidated Financial 
Statements of a Group prepared in accordance with an Acceptable Financial Accounting Standard, after applying the 
agreed adjustments to the tax base, as relevant.  
2 The nexus threshold will be EUR 1 million for jurisdictions with annual GDP equal to or greater than EUR 40 billion 
and EUR 250 thousand for jurisdictions with annual GDP of less than EUR 40 billion. The revenue threshold is currently 
denominated in a single currency in line with the October Statement. This raises a number of coordination issues 
related to currency fluctuations which will need to be discussed for the development of the MLC. The suggestion is 
therefore to use bracketed language in the Model Rules until an approach is agreed under the MLC, noting that for 
domestic legislation a re-basing mechanism is likely to be required for jurisdictions that would denominate the threshold 
in another currency. 
3 The Commentary will explain the transaction-by-transaction approach. This means that for each item that generates 
revenue, the Covered Group must determine where that revenue item should be sourced. The “transaction” is the item 
that generates income (e.g. the individual item of inventory, or the “clicks” on an online advertisement); it does not 
mean the invoice (which could contain multiple items charged at different prices). It further means that if there are 
different items or services contained on one invoice or contract and goods or services are sold in different jurisdictions 
on that one invoice or contract, then the allocation of the revenue must be in proportion to the revenue earned in each 
market, rather than an equal split. As such, if the contract specifies different prices for the different locations, then 
these pricing differences must be taken into account. However, certain parts of the revenue sourcing rules recognise 
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3. Revenues must be sourced according to the category of Revenues earned 
from the transaction. A transaction comprising different elements that fall 
under more than one category is sourced according to its predominant 
character. Revenues from Supplementary Transactions may be sourced 
according to the Revenues from the Main Transaction.  


4. In applying the sourcing rules, a Covered Group must source all Revenues. 
Revenues must be sourced using a Reliable Method4 based on the Covered 
Group’s specific facts and circumstances. 


5. Revenues derived from a transaction for the sale of Finished Goods sold to 
a Final Customer arise in [a Jurisdiction] when the place of the delivery of 
the Finished Goods to that Final Customer is in [a Jurisdiction]. 


6. Revenues derived from a transaction for the sale of Digital Goods arise in 
accordance with the rules in paragraph 8(g) (if the Final Customer is a 
Consumer) or in accordance with the rules in paragraph 8(h) (if the Final 
Customer is a Business), unless the sale is of a Digital Good that is a 
Component.  


7. Revenues derived from a transaction for the sale of Components arise in [a 
Jurisdiction] when the place of delivery to the Final Customer of the Finished 
Good into which the Component is incorporated is in [a Jurisdiction]. 


8. Revenues derived from a transaction for the provision of services shall be 
sourced as follows:  


a. Location-specific services: 


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Services 
Connected to Tangible Property and Services Performed at the 
Location of the Customer arise in [a Jurisdiction] when the place of 
performance of the service is in [a Jurisdiction]. 


b. Advertising Services: 


i. Revenues derived from a transaction for the provision of online 
Advertising Services arise in [a Jurisdiction] when the Location of 
the Viewer of the advertisement is in [a Jurisdiction]; 


ii. Revenues derived from a transaction for the provision of Advertising 
Services other than those covered in subparagraph (i) arise in [a 


                                                
that, despite best efforts, a Covered Group may not be able to isolate the source for every transaction (e.g. tail-end 
revenue, components, B2B services), and in such case an allocation key is provided. In these cases, there is no 
information about the sale to any given market, and so there can be no information on how much the item was sold 
for in a certain market. The allocation key applies to the remaining portion of revenue that cannot be sourced at a 
transaction level. However, given the way that the macro-economic proxies are calculated, they do reflect differences 
in economies, and in that sense are a proxy for pricing differences that would have been taken into account on a 
transactional level if the data had been available. The Commentary would clarify that where an allocation key is used 
as permitted by the rules, it is in line with the requirement in the general article to source on a transaction-by-transaction 
basis. There is then a separate, but related, question of how the Covered Group documents its revenue sourcing. 
While the allocation of the revenue is at an itemised level, which necessitates access to the initial transaction record 
to answer the sourcing rule, the Covered Group is not required to retain that data on every item. Instead, as noted in 
the introduction, the approach to compliance would be at a systems level, and not at an individual transaction level. 
4 This is a defined term that will be included in the main body of the Model Rules. Reliable Method means a method 
that identifies where Revenues arise using a Reliable Indicator (as defined in Schedule A) or an Allocation Key as 
authorised for that purpose in Schedule A.  
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Jurisdiction] when the place of display or reception of the 
advertisement is in [a Jurisdiction]. 


c. Online Intermediation Services: 


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of 
tangible goods, Digital Goods or Digital Services arise in two places: 


a) Half of those Revenues arise in [a Jurisdiction] when the 
Location of the Purchaser of the tangible goods, Digital Goods 
or Digital Services is in [a Jurisdiction]; and 


b) Half of those Revenues arise in [a Jurisdiction] when the 
Location of the Seller of the tangible goods, Digital Goods or 
Digital Services is in [a Jurisdiction]. 


ii. Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of Offline 
Services arise in two places:  


a) Half of those Revenues arise in [a Jurisdiction] when the 
Location of the Purchaser of the Offline Service is in [a 
Jurisdiction]; and 


b) Half of those Revenues arise in [a Jurisdiction] when the place 
where the service is performed in [a Jurisdiction]. 


d. Transport services:  


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Passenger 
Transport Services arise in [a Jurisdiction] when the Place of 
Destination of the Passenger Transport Service is in [a Jurisdiction].  


ii. Revenues derived from a transaction for the provision of Cargo 
Transport Services arise in [a Jurisdiction] when the Place of Origin 
or the Place of Destination of the Cargo Transport Service is in [a 
Jurisdiction]. 


e. Customer Reward Programs: 


i. Customer Reward Programs Revenues arise in [a Jurisdiction] in 
proportion to the percentage share of Active Members of the 
Customer Reward Program whose Location is in [a Jurisdiction]. 


f. Provision of Financing: 


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Financing 
arise in accordance with the rules in subparagraph (g) (if the 
borrower is a Consumer) or in accordance with the rules in 
subparagraph (h) (if the borrower is a Business Customer). 


g. Business to Consumer services: 


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Business 
to Consumer services to which subparagraphs (a) to (e) do not apply 
arise in [a Jurisdiction] when the Location of the Consumer is in [a 
Jurisdiction]. 


h. Business to Business services:  


i. Revenues derived from a transaction for the provision of Business 
to Business services to which subparagraphs (a) to (e) do not apply 
arise in [a Jurisdiction] when the place of use of the services is in [a 
Jurisdiction]. 
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9. Revenues derived from a transaction for the licensing, sale or other 
alienation of: 


a. Intangible Property arise in [a Jurisdiction] when: 


i. the place of use of the service supported by the Intangible Property 
is in [a Jurisdiction]; or 


ii. the place of use of the Intangible Property by Final Customers in all 
other cases is in [a Jurisdiction]. 


b. User data arise in [a Jurisdiction] when the Location of the User 
associated with the data is in [a Jurisdiction]. 


10. Revenues derived from Real Property located in [a Jurisdiction] arise in [a 
Jurisdiction]. 


11. Revenues derived from Government Grants arise in [a Jurisdiction] when 
the Government Grant was made or funded by Government of [a 
Jurisdiction]. 


12. Non-customer Revenues arise in [a Jurisdiction] in proportion to the other 
Revenues arising under paragraphs 5 – 11 of this Article. 
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Schedule A – Detailed Revenue Sourcing 
Rules5 
Part 1 – Categorising transactions6 


A – Nature of a transaction  


1. A transaction is categorised based on its ordinary or predominant character.7 


2. The character is determined by reference to the substance of the transaction 
irrespective of legal form.  


3. A transaction that does not fit within any category of Revenues provided in 
Article [X] of this Act and this Schedule shall be sourced according to the most 
analogous category of Revenues. 


B – Supplementary Transactions8 


1. If a Covered Group derives Revenues from two or more transactions, 
comprising a Main Transaction and one or more Supplementary Transactions 


                                                
5 These rules will be supported by Commentary. On the sourcing rules in general, the Commentary will provide further 
guidance on for instance: 


• An explanation of the transaction-by-transaction approach, with examples of common cases where pricing 
differences are likely to be relevant (e.g. when the advertising “click” is charged at different prices in different 
jurisdictions). The examples will also cover instances where a single price is charged for a service provided 
in more than one jurisdiction and confirm that the income should be allocated according to volume of use of 
the service in each jurisdiction. For example, if an online advertiser charged a single price to display ads to 
viewers globally, that revenue would be allocated in proportion to the number of viewers in each jurisdiction. 
If the advertiser agreed to display ads globally but charged higher prices for ads displayed to customers in 
certain jurisdictions, the revenue would be allocated in proportion to both the number of users in a jurisdiction 
and the price charged per user. If an advertiser agreed to display billboard ads in three jurisdictions, the 
revenue would be split equally between those three jurisdictions.  


• A confirmation that all revenue must be sourced and that a Covered Group cannot claim that no Reliable 
Indicator is available or proxy applies and leave revenue unsourced. 


6 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 1, for instance: 


• How typical transactions would be categorised, in particular in areas where there may be borderline cases, 
such as services, franchises, licensing of IP (noting that the sourcing rules have been designed to achieve 
similar results in order to reduce the pressure on these distinctions). 


• Examples of how to apply the predominant test. For example, the provision of software with an embedded 
helpdesk function that is not separately charged. The helpdesk service is a small and supportive part of the 
transaction, which is in very large part (in terms of how it is presented to the customer) for the provision of 
software. The software would be the predominant transaction.  


7 The Commentary will provide examples of when the predominant test would be relevant, which, as noted in the 
General Article paragraph 3, is when one single transaction comprises different elements or characteristics that that 
fall under more than one category. 
8 This rule is an administrative simplification at the option of the Covered Group. It contemplates that some lines of 
business may comprise multiple separate transactions which are categorised differently under these rules, such as a 
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which are related but are categorised differently under this Schedule, the 
Covered Group may source all Revenues from those Supplementary 
Transactions in accordance with the sourcing rule that applies to the Main 
Transaction. 


Part 2 – Reliable Method9  


1. Revenues must be sourced using a Reliable Indicator, or, if the conditions in 
paragraph 6 are met, an Allocation Key. 


2. For the purposes of this Schedule, the term “Indicator” means information 
(other than an Allocation Key) that identifies the source of Revenues.  


3. For the purposes of this Schedule, a “Reliable Indicator” is an Indicator that 
satisfies the following two requirements: 


a. The Indicator must produce results that are consistent with the sourcing 
rule for the transaction at issue;10 and  


b. The Indicator must meet one or more of the following reliability tests: 


i. The Indicator is relied upon by the Covered Group for commercial purposes or 
to fulfil legal, regulatory, or other related obligations; 


                                                
Finished Good that is sold alongside a B2C service. An example is the purchase of a car that is sold separately to, but 
alongside, a roadside assistance service. Although revenue could be sourced separately for those two transactions, it 
may reduce compliance burdens to allow such transactions to be sourced together under these rules. This is permitted 
if the definition of “Supplementary Transaction” is met. Another example is customer financing provided to purchase 
the Covered Group’s goods such as an automobile. The financing portion could be separated, but for administrative 
ease and given the interrelated nature of the transactions, the financing income could be sourced in the same way as 
the sale of the automobile. 
9 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 2, for instance: 


• Guidance on applying reliable indicators, including what would be regarded as reasonable steps to identify a 
reliable indicator.  


• Guidance on applying Another Reliable Indicator.  


• Examples of reliable information, which include situations where sales by the Independent Distributor to 
customers are contractually restricted to a jurisdiction, where sales of the product are only authorised by law 
to be made to a particular jurisdiction (such as pharmaceutical products), or where it is a common business 
practice for substantially all of the types of goods to be sold in the jurisdiction of the distributor, such as in the 
case of basic building materials.  


• Examples of what is not reliable information, e.g. that billing address cannot be a reliable indicator in all cases, 
for example, where the billing address is not an indicator of place of use but is instead a procuring entity only.  


• How the Group should document its rationale for using the particular indicators, and demonstrate that those 
indicators give a reliable sourcing outcome, including a description of its internal control framework. A template 
for the internal control framework, and the associated record keeping obligations, will be included in the Model 
Rules.  


• Guidance that the wording “commercial purposes” in the first reliability test includes that the information could 
be for an internal, non-tax related purpose, even if not subsequently reported externally by the Group. It can 
also include information provided by a customer, distributor or another intermediary.  


10 The Commentary would refer to the rules below on B2B services and the circumstances in which billing address 
would not meet this test for reliability. 
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ii. The Indicator is verified by information provided to the Covered Group by a 
third party that has collected the information pursuant to its own commercial, 
legal, regulatory or other obligations;  


iii. That Indicator and one or more other Indicators included in the sourcing rule 
identify the same Jurisdiction; or 


iv. The Indicator is verified in another manner that is functionally equivalent to the 
above paragraphs 3(b)(i) to (iii). 


4. For the purposes of this Schedule, “Another Reliable Indicator” is information 
other than an enumerated Indicator that is available to or prepared by a 
Covered Group that indicates the source of the Revenues in accordance with 
the rules in Article 5, provided the information meets the requirements of 
paragraph 3. 


5. Indicators used by a Covered Group to determine the Jurisdiction of source 
must be used consistently.11  


6. An Allocation Key may only be used:  


a. Where it is permitted in the relevant revenue sourcing rule; 


b. If the Covered Group demonstrates that it has taken reasonable steps to 
identify a Reliable Indicator and has concluded that no Reliable Indicator 
is available;12 and  


c. After the application of the Knock-out Rule.  


7. Notwithstanding paragraph 6, where: 


a. The Covered Group used an Indicator (including Another Reliable 
Indicator) that the Tax Certainty Panel or Lead Tax Administration 
concluded was not a Reliable Indicator and the Covered Group 
demonstrates that it does not have information available to apply any 
Reliable Indicator; 


b. The Covered Group demonstrates it does not have information available 
to apply any Reliable Indicator and no Allocation Key is provided in the 
relevant revenue sourcing rule; or  


c. The Covered Group did not take reasonable steps to use a Reliable 
Indicator,  


the Covered Group must use either the Allocation Key provided in the relevant 
revenue sourcing rule or, in the absence of such an Allocation Key, the Global 
Allocation Key.  


                                                
11 The Commentary will explain what is meant by consistent use of an indicator. It will also explain when a change in 
the indicators or a change in the outcome would be expected, for example, when a Covered Group collects new data 
or applies a new method that enables it to more accurately determine the source jurisdiction or the Covered Group 
becomes aware of defects in the indicators used. 
12 The Commentary will provide guidance on the expectation with respect to “reasonable steps.” This will be tailored 
and proportionate to the nature of the transaction in question. For example, it is acknowledged that obtaining reliable 
information on the revenue source for Components, certain B2B services and certain IP will be difficult, because of 
the commercial operation of those businesses. For example, given that they do not directly transact with the customer 
in the revenue source jurisdiction as defined in these rule, the Covered Group may be unable to obtain reliable 
indicators in any circumstance, such as by virtue of competition or privacy reasons. In these cases, the “reasonable 
steps” must reflect that commercial reality and not impose undue burdens.  
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8. A Covered Group must demonstrate that its internal control framework 
ensures that a Reliable Method is used in accordance with this Part.13  


Part 3 – Finished Goods14 


A – Revenues from Finished Goods sold to Final Customers directly by a Covered 
Group 


1. Revenues derived from a transaction for the sale of Finished Goods to the 
Final Customer other than those covered in paragraph B(1) are deemed to 
arise in [a Jurisdiction] when the place of the delivery of the Finished Goods to 
that Final Customer is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph A(1), the place of the delivery of the Finished 
Goods to the Final Customer is determined using the following Indicators, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2: 


                                                
13 The revenue sourcing rules will be supported by detailed record-keeping requirements, based on a systemic-level 
review of the approach taken to revenue sourcing, based on the Covered Group’s internal control framework, rather 
than a requirement to retain and supply information from every transaction to tax administrations. This means showing 
a clear control framework demonstrating a Covered Group’s conceptual approach to revenue sourcing, how it obtains 
the necessary data and has sound internal checks to monitor the accuracy of that data. These detailed requirements 
will be further elaborated in the standardised documentation requirements contained in the Model Rules, and will be 
designed in conjunction with tax administrations and businesses. 
14 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 3, for instance:  


• Confirmation that the rules for finished goods also includes the sale of capital assets, such as machinery.  


• Explanation that there may be genuine commercial reasons as to why no reliable indictors are available in the 
context of sales through an Independent Distributor and that provided the Covered Group has taken 
reasonable steps to identify Reliable Indicators, there should be no negative inference from the use of the 
Allocation Keys permitted in the rule. 


• Guidance on what reasonable steps a Covered Group would be expected to take to ensure that Tail-End 
Revenue does not exceed the [5] percent threshold.  


• Guidance on how the allocation key for the Tail-End Revenue for the sale of Finished Goods through an 
Independent Distributor apply, including further examples.  


• Guidance on when it would be reasonable to assume that the Independent Distributor is ordinarily located in 
the place of the delivery of the goods to a Final Customer. Examples could include: language, packaging, 
high shipping costs that mean that it would be uneconomic to resell outside the jurisdiction of the independent 
distributor, independent third-party databases, warranty registrations, electronic activations. 


• Confirmation that the Covered Group can use information about contractual restrictions on the Independent 
Distributor limiting the jurisdiction(s) in which it is permitted to sell, and should not be liable for an error in 
revenue sourcing on that basis when a distributor breaches that term of the contract.  


• Guidance that if goods are sold to a government, it is reasonable to assume that the government is located 
in its own jurisdiction and that revenue sourcing can take place based on paragraph B(2)(b). This would apply 
similarly to goods sold to an NGO, unless this is in a specific region; then sourcing would take place based 
on paragraph B(3).  


• Examples of how the Covered Group might demonstrate that the goods sold through an Independent 
Distributor are not sold in one or more Low Income Jurisdictions, for the purpose of the allocation of the Tail-
End Revenue using the Low Income Jurisdiction Allocation Key. Examples include legal or trade restrictions 
(e.g. sanctions) or currency constraints, but could also include commercial information such as market 
research information. 







      | 13 


PILLAR ONE – AMOUNT A: DRAFT MODEL RULES FOR NEXUS AND REVENUE SOURCING © OECD 2022 
      


a. The delivery address of the Final Customer; 


b. The place of the retail storefront selling to the Final Customer; or  


c. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


B – Revenues from Finished Goods sold to Final Customers through an Independent 
Distributor 


1. Revenues derived from a transaction for the sale of Finished Goods to the 
Final Customer through an Independent Distributor are deemed to arise in [a 
Jurisdiction] when the place of the delivery of the Finished Goods to that Final 
Customer is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph B(1), the place of the delivery of the Finished 
Goods to the Final Customer is determined using the following Indicators, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2: 


a. The Indicators in paragraph A(2) as reported to the Covered Group;  


b. The Location of the Independent Distributor, provided that the Independent 
Distributor is contractually restricted to selling in that Location or that it is 
otherwise reasonable to assume that the Independent Distributor is 
located in the place of the delivery of the Finished Goods to the Final 
Customer; or 


c. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


3. To the extent no Reliable Indicator is available under paragraph B(2) and 
provided the conditions in Part 2(6) are met:  


a. Where a Covered Group can demonstrate that for legal or commercial 
reasons a portion of the Revenues arise in a Region, the Revenues from 
that portion shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using the Regional 
Allocation Key, provided that [a Jurisdiction] is in the Region; or 


b. After the application of paragraph B(3)(a), any remaining Revenues (the 
“Tail-End Revenues”) shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using 
the Low Income Jurisdiction Allocation Key, provided that [a Jurisdiction] 
is a Low Income Jurisdiction. In the event that the Covered Group 
demonstrates that Revenues did not arise in any Low Income Jurisdiction, 
the Tail-End Revenues shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using 
the Global Allocation Key. 


4. If the Tail-End Revenues of a Covered Group are equal to or greater than [5] 
percent of the Revenues derived from a transaction for the sale of Finished 
Goods for the Period, the Covered Group must take reasonable steps to 
reduce the size of the Tail-End Revenues arising in subsequent Periods. The 
reasonable steps must be completed within two Periods from the first Period 
in which the Tail-End Revenues are equal to or greater than [5] percent.15 For 
the avoidance of doubt, unless or until the Covered Group is able to determine 
where Revenues arise under paragraph B(2) or are deemed to arise by 
applying the Regional Allocation Key, it shall continue to be treated as arising 


                                                
15 The Commentary will provide guidance and examples as to how this rule applies. This will recognise that it may 
take time to undertake the efforts to reduce the size of the Tail-End Revenues, but the Covered Group should complete 
its efforts within two years from the first year in which the Tail-End Revenues are equal to or greater than [5] percent. 
However, this obligation does not mean that if the efforts are successful, there would need to be an amended Amount 
A filing. Instead, the revenues would be sourced using the new information on a going forward basis, from the start of 
the next Period following the one in which the new information was obtained.  
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as provided in paragraph B(3)b, irrespective of whether the Tail-End Revenues 
are equal to or greater than [5] percent.16  


5. For the purposes of this part:  


a. When using the “Regional Allocation Key,” the Revenues are deemed to 
arise in [a Jurisdiction], provided it is in the Region, in proportion to the 
percentage of its share of the final consumption expenditure from the 
calendar year prior to the Period as published by the United Nations 
Conference on Trade and Development. The proportion is the portion of [a 
Jurisdiction]’s final consumption expenditure divided by the total final 
consumption expenditure of all Jurisdictions in the Region. [If final 
consumption expenditure is not available for [a Jurisdiction], an 
approximation of final consumption expenditure is calculated based on [a 
Jurisdiction]’s population and the average ratio of final consumption 
expenditure to population for all Jurisdictions for which final consumption 
expenditure was available.] 


b. When using the “Low Income Jurisdiction Allocation Key,” the Tail-End 
Revenues are deemed to arise in [a Jurisdiction], provided it is a Low 
Income Jurisdiction, in proportion to the percentage of its share of the final 
consumption expenditure as published by the United Nations Conference 
on Trade and Development. The proportion is the portion of [a Jurisdiction] 
final consumption expenditure divided by [the total final consumption 
expenditure of all Low Income Jurisdictions] apart from those Low Income 
Jurisdictions in which the Covered Group has demonstrated pursuant to 
the Knock-out Rule that Revenues did not arise. [If final consumption 
expenditure is not available for [a Jurisdiction], an approximation of final 
consumption expenditure is calculated based on [a Jurisdiction]’s 
population and the average ratio of final consumption expenditure to 
population for all Jurisdictions for which final consumption expenditure was 
available.17] 


C – Revenues from Digital Goods18 


1. Revenues derived from a transaction for Digital Goods are deemed to arise in 
the same way as Revenues derived from a: 


a. Business to Consumer Service (in accordance with the rules in Part 5(G)) 
where the Final Customer is a Consumer; or 


b. Business to Business Service (in accordance with the rules in Part 5(H)) 
where the Final Customer is a Business Customer, 


                                                
16 The section on Administration of Amount A will include provisions on non-compliance, including with the revenue 
sourcing which would include how penalties would apply when the Covered Group does not take reasonable steps to 
reduce the size of the tail-end revenue. 
17 The Commentary will provide further guidance on how to apply the macro-economic proxies, e.g. on calculation of 
the approximation, including an example.  
18 This rule links to the B2C and B2B services rule for convenience only (given that the sourcing rule and indicators 
would be the same) without prejudice to any characterisation issue as to whether such goods (e.g. software) are a 
service or a sale or other form of transaction. This approach is designed to ensure that revenue from all sales of Digital 
Goods (software and other digital content, e.g., computer games, eBooks) are treated in the same way for the purposes 
of the revenue sourcing rules, regardless of the legal nature of the transaction (i.e., sale of a good or a service or 
something else). The rule also recognises that if the Digital Good is a Component (e.g. software pre-installed on the 
sale of a laptop), then the Components rule governs. See also the definition of Component.  
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unless the sale is of a Digital Good that is a Component. 


Part 4 – Components19 


A – Revenues from Components 


1. Revenues derived from a transaction for the sale of Components are deemed 
to arise in [a Jurisdiction] when the place of delivery to the Final Customer of 
the Finished Good into which the Component is incorporated is in [a 
Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph A(1), the place of delivery to the Final Customer 
of the Finished Good into which the Component is incorporated is determined 
using the following Indicators, provided they meet the definition of a Reliable 
Indicator in Part 2: 


a. The indicators in Part 3(A)(2)(a) and (b) or Part 3(B)(2)(a) and (b) as 
reported to the Covered Group; or 


b. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3).20  


3. To the extent that no Reliable Indicator is available under paragraph A(2) and 
provided the conditions in Part 2(6) are met, the remaining Revenues derived 
from the sales of those Components shall be treated as arising in [a 
Jurisdiction] using the Global Allocation Key.  


Part 5 – Services 


A – Revenues from location-specific services  


Services Connected to Tangible Property 


1. Revenues derived from a transaction for the provision of Services Connected 
to Tangible Property are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the place of 
performance of the service is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph A(1), the place of performance of the Service 
Connected to Tangible Property is determined using the following Indicators, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


                                                
19 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 4, for instance: 


• Guidance on when a Covered Group might be able to demonstrate that Revenues do not arise in a Jurisdiction 
when using the Global Allocation Key, e.g., a Covered Group that commercially orients its components to be 
incorporated into a specific type of finished good that is only sold in certain markets, and can provide detailed 
information on this, it should be reasonable to assume that the Covered Group is only selling there.  


20 The Commentary will include specific examples on how to use Another Reliable Method for Covered Groups selling 
Components. One of the examples would include the case where the Covered Group selling Components also sells 
finished goods, and can use its internal information on the revenue from finished goods as a proxy for its revenue from 
components, under specific conditions where the reliability of this approach could be demonstrated. This would need 
to include factors such as the materiality of the Covered Group’s sales of finished goods, the connection between the 
type of finished goods on which the proxy is based and the type of component sold, and detailed information 
demonstrating a strong correlation in market share of the Covered Group’s finished goods with the market share for 
the same finished goods of the firms that are purchasing the components. 
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a. The place where the tangible property is situated when the service is 
performed;21 or 


b. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


3. For the purposes of paragraph A(2)(a) if the service involves:  


a. A lease of tangible property, and the tangible property is or may be situated 
in international waters or international airspace during the term of the 
lease; or 


b. Services described in paragraph (a) of the definition of Services 
Connected to Tangible Property, and the tangible property is situated in 
international waters or international airspace when the service is 
performed,22 


that tangible property shall be deemed to be situated at the Location of the 
Customer when the service is performed.23  


Services Performed at the Location of the Customer 


4. Revenues derived from a transaction for the provision of Services Performed 
at the Location of the Customer are deemed to arise in [a Jurisdiction] when 
the place of performance of the service is in [a Jurisdiction].  


5. For the purposes of paragraph A(4), the place of performance of the Service 
Performed at the Location of the Customer is determined using the following 
Indicators, provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The place where the Customer or its agent is situated when the service is 
performed; or 


b. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


B – Revenues from Advertising Services 


Online Advertising Services24 


1. Revenues derived from a transaction for the provision of online Advertising 
Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Location of the 
Viewer of the online advertisement is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph B(1), the Location of the Viewer of the 
advertisement is determined using the following Indicators, provided they meet 
the definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The User Profile Information of the Viewer; 


                                                
21 It is possible in the case of certain leasing of tangible property, e.g. car hire, that the property may be used in more 
than one jurisdiction. The Commentary will confirm that for simplicity, the Covered Group may assume that the place 
where the service is performed is the place of delivery. 
22 This could include, for example, repairs to an oil rig in international waters. 
23 The Commentary will confirm that the Customer is the lessee and that their place of residence is the place of tax 
residence and in the absence of actual confirmation of the lessee’s place of tax residence, the Covered Group can 
assume that the billing address of the lessee represents their place of residence. 
24 The Commentary will provide further guidance on the distinction between online advertising and non-online 
advertising e.g. watching free-to-air television online on a computer. 
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b. The geolocation of the device of the Viewer on which the online 
advertisement is displayed; 


c. The IP address of the device of the Viewer on which the online 
advertisement is displayed; or 


d. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


Advertising Services other than online Advertising Services25 


3. Revenues derived from a transaction for the provision of Advertising Services 
other than online advertising services covered in paragraph B(1) are deemed 
to arise in [a Jurisdiction] when the place of display or reception of the 
advertisement is in [a Jurisdiction]. 


4. For the purposes of paragraph B(3), the place of display or reception of the 
advertisement is determined using the following Indicators, provided they meet 
the definition of a Reliable Indicator in Part 2: 


a. For advertisements displayed on a billboard or at another fixed site, the 
location of the billboard or other fixed site where the advertisement is 
displayed; 


b. For advertisements displayed in newspapers, magazines, journals or other 
publications, the place where the publication is circulated or expected to 
be circulated; 


c. For advertisements displayed on television or broadcast on radio, the 
place where the television or radio programming is received or expected 
to be received;  


d. The information included in the contract or other commercial 
documentation on the place where the advertisement will be displayed or 
received; or 


e. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


C – Revenues from Online Intermediation Services26  


Online Intermediation of tangible goods, Digital Goods or Digital Services 


1. Half of the Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of tangible goods, 


                                                
25 The Commentary will provide further guidance on:  


• Indicators for non-online advertising include the expected place of circulation for print advertising or for 
television or radio advertising where the programming is received or expected to be received as may be 
provided in the advertising services contract.  


• Indicators for advertising displayed on an international transport service (in-flight magazine, or advertising on 
the outside of a train, in an aircraft or ship), include the information in the contract or other commercial 
documentation on the place where the advertisement will be displayed or received. However, in most cases, 
it is expected that such advertising income would be treated as Revenues from Passenger Transport Services. 


26 The Commentary will provide further guidance on: 


• Examples on how the sourcing rules apply for this category. For example, for online intermediation services, 
if the purchaser and the seller were in the same jurisdiction, each rule would allocate half of the revenue to 
that jurisdiction, adding up to 100% (in other words, the two halves are additive, not two tests pointing only to 
the same half). A further example for inclusion relates to online intermediation services when fees charged 
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Digital Goods, or Digital Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when 
the Location of the Purchaser of the tangible goods, Digital Goods or Digital 
Services is in [a Jurisdiction].  


2. Half of the Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of tangible goods, 
Digital Goods or Digital Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when 
the Location of the Seller of the tangible goods, Digital Goods or Digital 
Services is in [a Jurisdiction]. 


3. For the purposes of paragraph C(1), the Location of the Purchaser is 
determined using the following Indicators, provided they meet the definition of 
a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The delivery address of the Purchaser, in the case of a purchase of 
tangible goods; 


b. The billing address of the Purchaser; 


c. The User Profile Information of the Purchaser; 


d. The geolocation of the device of the Purchaser through which the purchase 
of the tangible goods, Digital Goods or Digital Services is made; 


e. The IP address of the device of the Purchaser through which the purchase 
of the tangible goods, Digital Goods or Digital Services is made; or 


f. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


4. For the purposes of paragraph C(2), the Location of the Seller is determined 
using the following Indicators, provided they meet the definition of a Reliable 
Indicator in Part 2:  


a. The billing address of the Seller; 


b. The User Profile Information of the Seller; or  


c. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


Online Intermediation of Offline Services  


5. Half of the Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of Offline Services 
are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Location of the Purchaser of 
the Offline Service is in [a Jurisdiction]. 


6. Half of the Revenues derived from a transaction for the provision of Online 
Intermediation Services that facilitate the sale or purchase of Offline Services 
are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the place where the Offline Service 
is performed is in [a Jurisdiction].  


7. For the purposes of paragraph C(5), the Location of the Purchaser of the 
Offline Service is determined using the following Indicators, provided they 
meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The geolocation of the device of the Purchaser through which the purchase 
of the Offline Service is made; 


b. The IP address of the device of the Purchaser through which the purchase 
of the Offline Service is made; 


                                                
for online intermediation services are not tied to transactions, in which case these fees should be sourced as 
per the rule that applies to B2C digital services or B2B services, as those fees are more similar to paying for 
hosting services rather than intermediation. 
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c. The User Profile Information of the Purchaser; or 


d. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


8. For the purposes of paragraph C(6), the place where the Offline Service is 
performed is determined using the following Indicators, provided they meet the 
definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The place where the Offline Service is performed;27 or  


b. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


D – Revenues from Transport Services  


Air Transport Services 


1. Revenues derived from a transaction for the provision of Passenger Air 
Transport Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Place of 
Landing of the Passenger Air Transport Service is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph D(1), Revenues shall be treated as arising in 
[a Jurisdiction] when it is the Place of Landing using the Passenger Air 
Transport Allocation Key. 


3. Revenues derived from a transaction for the provision of Cargo Air Transport 
Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Place of Take-off or 
the Place of Landing of the Cargo Air Transport Service is in [a Jurisdiction]. 


4. For the purposes of paragraph D(3), Revenues shall be treated as arising in 
[a Jurisdiction] when it is the Place of Take-off or the Place of Landing using 
the Cargo Air Transport Allocation Key.  


Non-air Transport Services 


5. Revenues derived from a transaction for the provision of Passenger Non-air 
Transport Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Place of 
Destination of the Passenger Non-air Transport Service is in [a Jurisdiction]. 


6. For the purposes of paragraph D(5), Revenues shall be treated as arising in 
[a Jurisdiction] when it is the Place of Destination using the Passenger Non-
air Transport Allocation Key. 


7. Revenues derived from a transaction for the provision of Cargo Non-air 
Transport Services are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Place of 
Origin or the Place of Destination of the Cargo Non-air Transport Service is in 
[a Jurisdiction].28 


                                                
27 The Commentary will confirm that if the Offline Service is a Transport Service, it will be treated as performed in 
accordance with the rules on transport services (i.e. place of destination of the service). 
28 The Commentary will include examples demonstrating how the rule works including examples where the transport 
is facilitated by more than one Group. It should be noted that it is not intended that the Covered Group would be 
required to find out from other transport providers where the goods were originally transported from or are ultimately 
intended to be delivered. The Place of Origin is the place the Covered Group is paid to transport the cargo from and 
the Place of Destination is the place the Covered Group is paid to deliver to cargo to. If a Covered Group is engaged 
to ship cargo from A to B, the origin is A and the destination of B, irrespective of whether the cargo originated in a 
factory in X and was finally delivered to a factory in Y. Alternatively, and perhaps more unusually in practice, Company 
X is engaged to transport cargo from A to B. A and B are both inland and Company X only operates ships. Company 
X operates the sea-leg of the journey (Port C to Port D) and engages sub-contractors for the overland transport. 
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8. For the purposes of paragraph D(7), Revenues shall be treated as arising in 
[a Jurisdiction] when it is the Place of Origin or the Place of Destination using 
the Cargo Non-air Transport Allocation Key.  


E – Customer Reward Programs 


Customer Reward Program Revenues 


1. Customer Reward Program Revenues are deemed to arise in [a Jurisdiction] 
in proportion to the percentage share of the Active Members of a Customer 
Reward Program located in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph E(1), the Location of Active Members of a 
Customer Reward Program is determined using the following Indicators, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2: 


a. The User Profile Information of the Active Member of a Customer Reward 
Program;  


b. The billing address of the Active Member of a Customer Reward Program; 


c. The place of the international dialling code associated with the telephone 
number of the Active Member of a Customer Reward Program; or 


d. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3).  


F – Revenues from Financing29 


1. Revenues derived from a transaction for the provision of Financing to a 
Customer are deemed to arise: 


a. In accordance with the rules in paragraphs G(1) and G(2), if the borrower 
is a Consumer; and 


b. In accordance with the rules in paragraph H, if the borrower is a Business 
Customer. 


G – Revenues from Business to Consumer services  


1. Revenues derived from a transaction for the provision of Business to 
Consumer Services (whether sold directly to the Consumer or through a 
Reseller) to which paragraphs A to E do not apply are deemed to arise in [a 
Jurisdiction] when the Location of the Consumer is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph G(1), unless the service is provided over the 
internet or an electronic network, the Location of the Consumer is determined 
using the following Indicators, provided they meet the definition of a Reliable 
Indicator in Part 2:  


                                                
Company X engages Company Y to transport the cargo from A to Port C and Company Z to transport the cargo from 
Port D to B. As Company X is engaged to transport the cargo from A to B, the Place of Origin will be A and the Place 
of Destination will be B. If Company Y was also a Covered Group, the Place of Origin for the purposes of its Amount 
A allocation would be A and the Place of Destination would be Port C. 
29 The Statement provided that revenue from regulated financial services would be excluded and it is expected that 
the vast majority of financing revenue will be excluded under that provision. However, it remains the case that certain 
businesses that may not fall within the regulated financial services exclusion may lend money to consumers and other 
businesses. As work on the regulated financial services exclusion progresses, this provision will be revisited to ensure 
that it accurately reflects the agreement on the scope exclusion. 
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a. The billing address of the Consumer;  


b. The place of the international dialling code associated with the Consumer’s 
telephone number; or 


c. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


3. For the purposes of paragraph G(1), if the service is provided over the internet 
or an electronic network, the Location of the Consumer is determined using 
the following Indicators, provided they meet the definition of a Reliable 
Indicator in Part 2:  


a. The User Profile Information of the Consumer; 


b. The billing address of the Consumer; 


c. The geolocation of the device of the Consumer through which the 
purchase of the service is made; 


d. The IP address of the device of the Consumer through which the purchase 
of the service is made; 


e. Information reported to the Covered Group by the Reseller on the Location 
of the Consumer based on the Indicators in paragraphs G(3)(a) to (d); or 


f. Another Reliable Indicator as described in Part 2(3).  


4. To the extent no Reliable Indicator is available to determine the Location of 
the Consumer under paragraph G(3) and provided the conditions in Part 2(6) 
are met, those Revenues shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using 
the Global Allocation Key.  


H – Revenues from Business to Business services 


1. Revenues derived from a transaction for the provision of Business to Business 
Services to which paragraphs A to E do not apply are deemed to arise in [a 
Jurisdiction] when the place of use of the Business to Business Service is in 
[a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph H(1), the place of use of the Business to 
Business Service is determined using the following Indicators, provided they 
meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2:30 


a. Information reported to the Covered Group by the Business Customer on 
the place of use of the service;  


b. The place identified in the contract or other commercial documentation as 
the place where the service will be used by the Business Customer; or 


c. Another Reliable Indicator31 as defined in Part 2(3). 


                                                
30 Given the complexities of identifying the place of “use” for certain services, the Commentary will give examples 
where information reported by the customer or information in the contract or commercial documentation would be 
reliable (such as consulting services that related to a specific acquisition or part of the business, or technical support 
services which names the location of the users that would be serviced, or services provided to a government agency). 
It will also clarify that there may be genuine commercial reasons as to why no Reliable Indicators are available, and 
that provided the Covered Group has taken reasonable steps to identify Reliable Indicators, there should be no 
negative inference from the use of the Allocation Keys permitted in the rule.  
31 The Commentary will confirm that the billing address may be treated as Another Reliable Indicator for a business 
customer as follows. For a small business customer or a small contract, the billing address may be used provided the 
Covered Group has no reason to believe that billing address is the address of a procurement hub or other place that 
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3. The billing address of a Business Customer that is not a Large Business 
Customer is deemed to be Another Reliable Indicator for the purposes of 
paragraph H(2) unless the Covered Group has actual knowledge that the 
billing address is not the place of use of the Business to Business Service. 


4. To the extent that no Reliable Indicator is available under paragraph H(2): 


a. If the Business Customer is not a Large Business Customer, the place of 
incorporation of the Ultimate Parent Entity of the Business Customer is 
deemed to be a Reliable Indicator; or 


b. If the Business Customer is a Large Business Customer, the Covered 
Group shall apply the method described in paragraph H(5). 


5. Where a Business to Business Service is provided to a Large Business 
Customer and provided the conditions in Part 2(6) are met, the Revenues 
derived from that service shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using the 
Headcount Allocation Key. In order to apply the Headcount Allocation Key, the 
Covered Group must take reasonable steps to obtain the jurisdictional 
breakdown of headcount of the Large Business Customer.  


6. If the information is not obtained by the Covered Group under paragraph H(5) 
and provided the conditions in Part 2(6) are met, the Covered Group must 
apply the Aggregate Headcount Allocation Key.  


7. For the purposes of applying paragraphs H(2) to H(6), the Covered Group 
must take reasonable steps to determine whether a Business Customer is a 
Large Business Customer.  


Business to Business Services sold through Resellers 


8. Revenues derived from a transaction for the provision of Business to Business 
Services sold through a Reseller are deemed to arise in [a Jurisdiction] when 
the place of use of the service by the Final Customer of the Reseller is in [a 
Jurisdiction].32 


9. For the purposes of paragraph H(8), the place of use of the Business to 
Business Service by the Final Customer is determined using:  


a. The following Indicators, provided they meet the definition of a Reliable 
Indicator in Part 2: 


i. Information on the Location of the Final Customer provided to the Covered 
Group by the Final Customer;33 


                                                
has no connection to the place of use of the service and a new paragraph has been added to the rule (paragraph 3) 
to reflect that position. For a Large Business Customer with a large total invoice amount for the fiscal year (i.e. above 
EUR [1 – 3 million]), the Covered Group would need to demonstrate that the billing address was reliable. This would 
be expected to be relatively limited in application, for example, where the Large Business Customer is not a 
multinational enterprise and only has a presence in one Jurisdiction which is the billing address. 
32 The Commentary would give examples of when a Covered Group would be expected to know that the purchaser 
was a Reseller. Generally, this would be evident from the contractual arrangements. The rule for Blended Transactions 
would apply where the Reseller was reselling the first service with its own services (e.g. a software package combined 
with a consulting service) in a combined transaction.  
33 The Commentary would give examples of when this might be the case, and when it would be reliable. For example, 
in the case of resale of software, the Final Customer may register the product directly with the Covered Group and 
include its details, including its address. However, this would not be a reliable indicator if the Covered Group knew that 
this was not the place of use of the service, for example, where the Final Customer is itself a Large Business Customer 
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ii. Information reported by the Reseller to the Covered Group on the place of use 
of the service by the Final Customer determined by applying the Indicators in 
paragraphs H(2)(a) and (b); 


iii. The Location of the Reseller, provided that the Reseller is contractually 
restricted to selling in that Location or that it is otherwise reasonable to assume 
that the Reseller is located in the place of use of the services by the Final 
Customer; or 


iv. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3); or 


b. The method described in paragraph H(10), to the extent no Reliable 
Indicator is available. 


10. To the extent that no Reliable Indicator is available under paragraph H(9), and 
provided the conditions in Part 2(6) are met, the Revenues derived from the 
sales of those services through a Reseller shall be treated as arising in [a 
Jurisdiction] using the Global Allocation Key.  


Part 6 – Intangible Property34 


A – Revenues from licensing, sale or other alienation of Intangible Property 


1. Revenues derived from a transaction for licensing, sale or other alienation of 
Intangible Property are deemed to arise in [a Jurisdiction]: 


                                                
that is able to use the product in multiple jurisdictions. In practice, it is expected that services provided by a reseller 
are generally to smaller businesses, with the most complex and larger contracts provided directly by the Covered 
Group.  
34 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 6, for instance: 


• Context for applying the rules, which includes that they have been designed to ensure coherent outcomes 
whether a good or service is provided directly or whether IP is provided to support that good or service. This 
means that the rule for IP will generally follow the same types of indicators as would be the case for the 
relevant underlying good or service; for IP attached to finished goods, copyrighted work, and other IP, the 
indicators (or allocation key) looks for the Final Customer, and for services it depends on the type of service 
to which the IP relates.  


• Guidance on when Intangible Property is used to support a service, as per paragraph A(1)(a), which includes 
a licence to use a character at a theme park (a location-specific service), a licence to use know-how and other 
intangibles in a fast food franchise (a location-specific service), a licence to use a computer code which is 
used to provide a cloud service (a B2B service). The rule refers the Covered MNE to the indicators and 
allocation keys used under the rule for that type of service in Part 5.  


• Guidance on when Intangible Property relates to a finished good, as per paragraph A(2)(a), which would 
include when the intangible attaches to a finished good directly (e.g. a logo on a t-shirt), as well as attaching 
to a component that is incorporated into a finished good (e.g., branding related to a computer chip that appears 
on a laptop). This rule achieves coherence with the rule on components, which also looks to the Final 
Customer that uses the finished good. This is important, for example, where a transaction relating to a type 
of IP could be the sale of a component, for example, in respect of active ingredients in pharmaceuticals. 


• Guidance on when Intangible Property relates to a Copyrighted Work, as per paragraph A(2)(b), which 
includes music provided on a streaming service. 


• Guidance on when Intangible Property falls into paragraph A(2)(c), such as goodwill or un-commercialised IP. 
The rule in paragraph A(2)(c) is a catch-all category. This provides simplicity in the rules, and avoids 
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a. When the Intangible Property supports the provision of a service and the 
place of use of that service is in [a Jurisdiction]. The place of use of the 
service is identified using the relevant Indicators identified in Part 5, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2; or 


b. In all other cases, when the place of use of the Intangible Property by the 
Final Customer is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph A(1)(b), the place of use of Intangible Property 
by the Final Customer is determined using the following Indicators, provided 
they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2: 


a. If the Intangible Property relates to a Finished Good:  


i. The place(s) of delivery of the Finished Goods to the Final Customer reported 
to the Covered Group by the licensee, Purchaser or other transferee (as 
applicable); or  


ii. The place of the retail storefront selling the Finished Goods to the Final 
Customer; or 


iii. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


b. If the Intangible Property relates to a Copyrighted Work: 


i. The place(s) of delivery of the Copyrighted Work to the Final Customer 
reported to the Covered Group by the licensee, Purchaser or other transferee 
(as applicable) on: 


a) The User Profile Information of the Final Customer; 


b) The billing address of the Final Customer; 


c) The geolocation of the device of the Final Customer on which the 
Copyrighted Work is received;  


d) The IP address of the device of the Final Customer on which the 
Copyrighted Work is received; 


e) The place of the retail storefront selling the Copyrighted Work to Final 
Customers; or 


ii. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


c. If the Intangible Property is not covered by paragraphs A(1)(a), A(2)(a) or A(2)(b): 


i. The Location of the Final Customer of the licensee, as reported by the 
licensee, Purchaser or other transferee (as applicable); or 


ii. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3).  


3. To the extent that no Reliable Indicator is available under paragraphs A(1)(a) 
or A(2) and provided the conditions in Part 2(6) are met, Revenues derived 


                                                
characterisation disputes that could arise from having different types of IP sourcing rules based on the uses 
of different types of IP. As is the case for components, it is recognised that obtaining reliable indicators on the 
final place of use is likely to be challenging, and for this reason an Allocation Key is provided in paragraph 
A(3). 


• Guidance on how a Covered Group might demonstrate that revenue should not be treated as arising in a 
Jurisdiction using the Global Allocation Key. 
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from a transaction for licensing, sale or other alienation of Intangible Property 
shall be treated as arising in [a Jurisdiction] using the Global Allocation Key.  


B – Revenues from licensing, sale or other alienation of user data 


1. Revenues derived from a transaction for licensing, sale, or other alienation of 
user data are deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Location of the User 
that is the subject of the data being transferred is in [a Jurisdiction]. 


2. For the purposes of paragraph B(1), the Location of the User that is the subject 
of the data being transferred can be determined using the following Indicators, 
provided they meet the definition of a Reliable Indicator in Part 2:  


a. The User Profile Information of the User; 


b. The geolocation of the device of the User through which the user data is 
transferred; 


c. The IP address of the device of the User through which the user data is 
transferred; or 


d. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3). 


Part 7 – Real Property  


A – Revenues from sale, lease or other alienation of Real Property 


1. Revenues derived from sale, lease or other alienation of Real Property are 
deemed to arise in [a Jurisdiction] when the Real Property is located in [a 
Jurisdiction].  


2. For the purposes of paragraph A(1), the location of Real Property is 
determined using the following Indicators, provided they meet the definition of 
a Reliable Indicator in Part 2: 


a. The address of the Real Property; 


b. The Jurisdiction granting the right to exploit the Real Property; or  


c. Another Reliable Indicator as defined in Part 2(3).  


Part 8 – Government Grants 


A – Revenues from Government Grants 


1. Revenues derived from a Government Grant are deemed to arise in [a 
Jurisdiction] when the Government Grant was made or funded by Government 
of [a Jurisdiction]. 


2. If a Government Grant is funded by Government of [a Jurisdiction] and 
Governments of other Jurisdictions, the Revenues are deemed to arise in each 
Jurisdiction in proportion to the percentage share of the funding provided by 
each Jurisdiction and in the absence of such information, the Revenues are 
deemed to arise equally in each Jurisdiction. 


Part 9 – Non-customer Revenues 


1. Non-customer Revenues are deemed to arise in [a Jurisdiction] in proportion 
to the share of Revenues that arise in [a Jurisdiction] under Parts 3 to 8. 
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Part 10 – Definitions35  


1. For the purposes of Article[X] of the Model Rules and this Schedule, the 
following definitions apply: 


General definitions 


2. “Allocation Key” means the Regional Allocation Key, the Low Income 
Jurisdiction Allocation Key, the Global Allocation Key, the Aggregate 
Headcount Allocation Key, the Cargo Air Transport Allocation Key, the 
Cargo Non-air Transport Allocation Key, the Headcount Allocation Key, the 
Passenger Air Transport Allocation Key, and the Passenger Non-air 
Transport Allocation Key. 


3. “Business Customer” means a person who acquires a good or service in 
a capacity other than as a Consumer and includes a Government. 


4. “Consumer” means an individual who acquires a good or service for 
personal purposes, rather than for commercial or professional purposes.  


5. “Customer” means a person who acquires a good or service, digital 
content, user data or Intangible Property from the Covered Group in the 
ordinary course of trade of the Covered Group.  


6. “Final Customer” means a person (including a Government) acquiring the 
Finished Good, Copyrighted Work or service for consumption or use, other 
than a Component.  


7. “Global Allocation Key” means that Revenues are deemed to arise in each 
Jurisdiction in proportion to its percentage share of [final consumption 
expenditure]36 as published by the United Nations Conference on Trade 
and Development, apart from those Jurisdictions in which the Covered 
Group has demonstrated that Revenues did not arise pursuant to the 
Knock-out Rule. If final consumption expenditure is not available for [a 
Jurisdiction], an approximation of final consumption expenditure is 
calculated based on [a Jurisdiction]’s population and the average ratio of 
final consumption expenditure to population for all Jurisdictions for which 
final consumption expenditure was available.37 


8. “Government” includes a government, a political subdivision or local 
authority thereof, the central bank of the Jurisdiction or any institution 
wholly owned by that Jurisdiction or a political subdivision or local authority 
thereof. 


9. “Jurisdiction” means a country or territory that is a jurisdiction for tax 
purposes.38 


                                                
35 The Commentary will provide further guidance on the rules in Part 8, for instance:  


• Guidance on the classification of certain goods and services, such as under which category electricity supply 
would fall, as well as the alienation of movable properties and immovable properties. 


36 The use of final consumption expenditure or another proxy such as GDP is still under consideration for revenues 
from Components and B2B services sold through a reseller.  
37 The Commentary will provide further guidance on how to apply the macro-economic proxies, e.g. on calculation of 
the approximation, including an example.  
38 Certain jurisdictions will not participate in Amount A and are not a “Participating Jurisdiction”, i.e. because they have 
not joined the consensus, have not implemented legislation and the Multilateral Convention, or are not Inclusive 
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10. “Knock-out Rule” means, in the context of applying an Allocation Key, a 
requirement that the Covered Group must identify a Jurisdiction or a group 
of Jurisdictions where it can be reasonably assumed that Revenues did 
not arise.39 


11. “Location” means in the context of a business where that business has its 
physical premises from where it operates and in the context of an individual 
the place where an individual is habitually located.40 


Part 1 – Categorising transactions 


12. “Main Transaction” means a transaction entered into by a Covered Group 
with a Customer that is the primary profit driver of a multi-transaction 
bundle. 


13. “Supplementary Transaction” means a transaction that:  


a. Would not have been entered into but for the Main Transaction; 


b. Is entered into by the Covered Group with the same Customer as the 
Main Transaction; and 


c. From which the gross receipts will not exceed [5]% of the total gross 
receipts from the Supplementary Transaction(s) and Main 
Transaction(s) combined. 


Part 3 – Finished Goods  


14. “Digital Good” means the provision of content through digital means (e.g. 
music, books, videos, texts, games, applications, computer programmes, 
software, online newspapers, online libraries and online databases), 
whether for access one time, a limited period or in perpetuity. 


15. “Finished Good” means any tangible good sold to a Final Customer. 


                                                
Framework members. In this regard, it is important to make a distinction between sourcing and allocation. Sourcing 
answers the question of where revenue is deemed to arise for the purposes of Amount A. All revenue must be sourced 
– that is, the question must be answered as to where the revenue arose. Allocation is the process of sharing the profit 
with a jurisdiction. Allocation only takes place if (i) the sourcing rule identifies the Jurisdiction as being the market for 
the revenue in question; (ii) the Jurisdiction is a Participating Jurisdiction; and (iii) if the nexus conditions have been 
met. In other words, a Jurisdiction that is not a Participating Jurisdiction cannot receive an Amount A allocation. As the 
profit allocation rules are finalised, some aspects of the revenue sourcing rules, such as whether the allocation keys 
should apply to Participating Jurisdictions only or all jurisdictions, will be updated accordingly. 
39 The Commentary will provide further guidance on the application of the knock-out rule, and that the Covered Group 
should take reasonable steps to apply the knock-out rule before allocating revenue based on the allocation key. The 
knock-out rule is provided so that where there is reliable information about the locations where a good or service is 
ultimately used (even if this cannot be allocated in specific proportions), revenue would be only sourced to those 
jurisdictions under this “knock-out rule.” The knock-out rule applies in two ways. First, where the Covered Group has 
actual knowledge that the good or service is not provided to certain jurisdictions, such as where there is a trade 
embargo. Second, where the Covered Group has actual knowledge (e.g. from the contract or from the customer) that 
the good or service is ultimately consumed in a specific set of jurisdictions, then the allocation would be according to 
headcount only in that set of jurisdictions, and all other jurisdictions can be removed from the allocation – and in this 
sense it operates as a “knock-in” rule. 
40 Commentary will provide additional guidance on the meaning of this term and will confirm that the tax residence of 
the business or individual (where that is known to the Covered Group) can be taken as its location. 
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16. “Independent Distributor” means an enterprise that is not a member of the 
Covered Group that distributes or resells the Covered Group’s Finished 
Goods. 


17. “Low Income Jurisdiction” means a Jurisdiction that is defined for the 
Period by the World Bank as a Low-Income Economy or as a Lower-Middle 
Income Economy.  


18. “Region” means a group of Jurisdictions in which an Independent 
Distributor distributes or resells Finished Goods of the Covered Group, 
whether associated by geographical proximity or not. 


Part 4 – Components 


19. “Component” means a tangible good or a Digital Good sold to a Business 
Customer that will be incorporated into another good for sale.  


Part 5 – Services 


20. “Active Member of a Customer Reward Program” means a member of that 
program that has redeemed or earned units during the Period. 


21. “Advertising Service” means the provision or facilitation of advertising and 
includes services for the purchase, storage and distribution of advertising 
messages, and for advertising monitoring and performance measurement.  


22. “Aggregate Headcount Allocation Key” means that Revenues are deemed 
to arise in each Jurisdiction in proportion to the percentage share of 
aggregated employee headcount identified in: 


a. the aggregated Country-by-Country Reporting statistics of the 
Jurisdiction of which the Ultimate Parent Entity of the Large Business 
Customer is resident [as published by the OECD / made available on 
the Amount A filing portal]; or 


b. the Alternative Aggregate Headcount Statistics [as published by the 
OECD / made available on the Amount A filing portal], if the 
aggregated Country-by-Country Report statistics of the Jurisdiction 
identified in (a) are not available, 


apart from those Jurisdictions in which the Covered Group has 
demonstrated pursuant to the Knock-out Rule that Revenues did not 
arise.41 


23. “Alternative Aggregate Headcount Statistics” are those statistics 
[published by the OECD / made available on the Amount A platform] for 
the purpose of allocating Revenues from Business to Business Services 
provided to a Large Business Customer where the aggregated Country-


                                                
41 The Commentary would explain that if the UPE of the Large Business Customer is in a jurisdiction with less than 
the de minimis number of CBCR filers, a separate proxy will be provided to protect taxpayer confidentiality, for example, 
based on a significant portion being allocated to the headquarters jurisdiction and a portion using regional aggregated 
statistics. The Commentary would further explain that the most recent aggregated CBCR data that is made available 
[in the Amount A portal] should be used for this purpose, even though the data in the aggregated CBCR information 
would relate to a fiscal year prior to the one for which revenue is being sourced. 
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by-Country Report statistics of the Jurisdiction of which the Ultimate Parent 
Entity of the Large Business Customer are unavailable.42 


24. “Business to Business Service” means a service that is provided to a 
Business Customer, but does not include transactions subject to the rules 
in Part 6 (Intangible Property).  


25. “Business to Consumer Service” means a service that is provided to 
Consumers.  


26. “Cargo Air Transport Service” means any service for the carriage of cargo 
from one location to another by air and includes transactions that 
supplement those services provided by the Covered Group that would not 
be entered into by the Covered Group but for the services they 
supplement.43 Such a service is not treated as any other type of service 
for the purposes of Part 5.  


27. “Cargo Air Transport Allocation Key” means that Revenues are deemed to 
arise in each Jurisdiction in proportion to the percentage share of cargo 
weight transported from a Place of Take-off or to a Place of Landing by a 
Covered Group in each Jurisdiction. The proportion is determined as: 


a. The sum of the cargo weight transported by a Covered Group in a 
Period from a Place of Take-off in [a Jurisdiction] and the cargo weight 
transported by a Covered Group in a Period to a Place of Landing in 
[a Jurisdiction]; divided by  


b. The sum of the cargo weight transported by a Covered Group in a 
Period from Places of Take-off in all Jurisdictions plus the cargo weight 
transported by the Covered Group in a Period to Places of Landing in 
all Jurisdictions. 


28. “Cargo Non-air Transport Allocation Key” means that Revenues are 
deemed to arise in each Jurisdiction in proportion to the percentage share 
of cargo transported in a Period from a Place of Origin or to a Place of 
Destination in each Jurisdiction. The proportion is determined as: 


a. The sum of the volume or weight (as the case may be) of cargo 
transported by a Covered Group in a Period from a Place of Origin in 
[a Jurisdiction] and the volume or weight (as the case may be) of cargo 
transported by a Covered Group in a Period to a Place of Destination 
in a Jurisdiction; divided by  


b. The sum of the volume or weight (as the case may be) of cargo 
transported by the Covered Group in a Period from Places of Origin in 
all Jurisdictions and to Places of Destination in all Jurisdictions.44  


                                                
42 Options for developing alternative data points that may be used in the absence of UPE-specific aggregated CBCR 
data are under consideration, and could include statistical trends related to the concentration of employees in the UPE 
jurisdiction, and / or statistical trends related to certain regions. 
43 The Commentary will give typical examples of such transactions, e.g., terminal services and revenue from code-
share arrangements. 
44 The Commentary will give examples of how to apply the 50/50 split in this allocation key, including that for bulk 
carriers, oil tankers and chemical tankers and gas tankers, volume is measured in metric tonnes; for liner shipping the 
volume of cargo is measured based on the volume of destination containers discharged (and that the volume of empty 
containers discharged should be excluded from the volume of destination containers discharged); for Roll-on/roll-off 
(RoRo) ships the volume is measured in lane metres; for Car Carriers the volume is measured in Car Equivalent Units; 
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29. “Cargo Non-air Transport Service” means any service, other than Cargo 
Air Transport Services, for the carriage of cargo from one location to 
another and includes transactions that supplement those services 
provided by the Covered Group and that would not be entered into by the 
Covered Group but for the services they supplement.45 Such a service is 
not treated as any other type of service for the purposes of Part 5.  


30. “Cargo Transport Service” means a Cargo Air Transport Service or a 
Cargo Non-air Transport Service. 


31. “Customer Reward Program” means a marketing program of a Covered 
Group designed to win customer loyalty by awarding units to a Customer 
which may be redeemed for other goods and services and includes such 
marketing programs where the Covered Group sells units to third party 
Business Customers for award to mutual Customers.  


32. “Customer Reward Program Revenues” means Revenues generated from 
the operation of a Customer Reward Program other than Revenues 
generated from the redemption of awarded units for goods or services 
provided by the Covered Group.  


33. “Digital Service” means a service that is provided over the internet or an 
electronic network, including streaming, gaming or other services for 
accessing online content but does not include Digital Goods. 


34. “Financing” means the lending of money.  


35. “Headcount Allocation Key” means that Revenues are deemed to arise in 
each Jurisdiction in proportion to the percentage share of employee 
headcount of the Large Business Customer as reported in its most recently 
filed Country-by-Country Report, apart from those Jurisdictions in which 
the Covered Group has demonstrated that Revenues did not arise 
pursuant to the Knock-out Rule. 


36. “Large Business Customer” means a Business Customer that is a member 
of a Group that is required to file a Country-by-Country report, as defined 
[add title or reference to the domestic Country-by-Country Reporting 
legislation]. If the total invoice amount for services provided to a Business 
Customer does not exceed EUR [1-3] million in the Period, the Covered 
Group may treat the Business Customer as not being a Large Business 
Customer.46 If the Covered Group has taken reasonable steps to confirm 
whether a Business Customer is a Large Business Customer, the Covered 
Group may rely on that conclusion.47 If upon taking reasonable steps, the 


                                                
and for Passenger Roll-on/Roll-off (RoPax) ships the volume is measured in lane metres plus total number of 
passengers. 
45 The Commentary will include typical examples of the transactions that would be regarded as supplementing revenue 
from the carriage of cargo, including for example, revenue earned from detention fees imposed for the late return of 
containers. 
46 The ability to treat a Large Business Customer as not being a Large Business Customer is designed to ease the 
compliance burden for Covered Groups. However, this treatment is optional and the Covered Group may choose not 
to rely on this provision and continue to treat the Business Customer as a Large Business Customer, for example if it 
is burdensome to accurately identify the total invoice amount in the Period. 
47 Commentary will give guidance on what reasonable steps should be taken to confirm whether the Business 
Customer is a Large Business Customer. If the invoice amount for services provided to the Business Customer 
exceeds EUR [1-3] million in the Period, such reasonable steps could require the Covered Group to ask the Business 
Customer if it meets the definition of a Large Business Customer. The Covered Group may rely on the information 
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Covered Group cannot confirm whether a Business Customer is a Large 
Business Customer, the Covered Group may treat the Business Customer 
as not being a Large Business Customer. 


37. “Offline Service” means a service that is not delivered over the internet or 
an electronic network, irrespective of the manner in which that service was 
procured and includes the supply of personal or business 
accommodations or premises, on a short-term or long-term basis.48  


38. “Online Intermediation Service” means the provision of an online platform 
to enable users to sell, lease, advertise, display or otherwise offer goods 
or services to other users provided the Revenues derived from the service 
are dependent on the conclusion of transactions between users of the 
service. It does not include the online sale of goods and services of the 
platform’s own inventory. 


39. “Passenger Air Transport Allocation Key” means that Revenues are 
deemed to arise in each Jurisdiction in proportion to the percentage share 
of available passenger capacity49 arriving to a Place of Landing in each 
Jurisdiction. The proportion is determined as: 


a. The available passenger capacity of a Covered Group in a Period 
arriving to Place of Landing in a Jurisdiction; divided by  


b. The available passenger capacity of the Covered Group in a Period 
arriving to Places of Landing in any Jurisdiction. 


40. “Passenger Air Transport Service” means any service for the carriage of 
passengers from one location to another by air and includes transactions 
(other than Customer Reward Program Revenue) that are ancillary to 
those services provided by the Covered MNE Group and would not be 
entered into by the Covered Group but for the services they supplement.50 
Such a service is not treated as any other type of transaction for the 
purposes of this Schedule.  


41. “Passenger Non-air Transport Allocation Key” means that Revenues are 
deemed to arise in each Jurisdiction in proportion to the percentage share 
of passengers transported in a Period to a Place of Destination in each 
Jurisdiction. The proportion is determined as: 


a. The number of passengers transported by a Covered Group in a 
Period to Places of Destination in a Jurisdiction; divided by  


                                                
provided by the Business Customer unless it has actual knowledge that it is incorrect. The Covered Group could be 
expected to undertake online research to view the financial statements of that Customer and whether such statements 
record consolidated group revenue exceeding EUR 750 million. In addition, once CBCR data is made publicly available 
in EU jurisdictions, a Covered Group would be expected to check whether the business customer has made such 
information available publicly. A Covered Group would not be expected to require this information from its customer 
as a contractual term.  
48 The Commentary will confirm that Offline Services includes: hotel, apartment and house accommodations, taxi 
services, food delivery. 
49 The Commentary will clarify that available passenger capacity should be measured by reference to the number of 
passenger seats on an aircraft. 
50 The Commentary will give typical examples of such transactions, such as on-board sales of food and goods, on-
board advertising, on the ground lounge and terminal services, revenue from code-share arrangements and ancillary 
maintenance services provided to other airlines. 
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b. The number of passengers transported by the Covered Group in a 
Period to Places of Destination in any Jurisdiction. 


42. “Passenger Non-air Transport Service” means any service, other than 
Passenger Air Transport Services, for the carriage of passengers from one 
location to another and includes transactions (other than Customer 
Reward Programs) that supplement those services provided by the 
Covered Group and would not be entered into by the Covered Group but 
for the services they supplement.51 Such a service is not treated as any 
other type of service for the purposes of Part 5.  


43. “Passenger Transport Service” means a a Passenger Air Transport 
Services or Passenger Non-air Transport Services. 


44. “Place of Destination” for Non-air Transport Services means the place in a 
Jurisdiction where passengers alight or cargo is unloaded from the ship, 
train, bus, truck or other vessel by or on behalf of the Covered Group but 
does not include Transit Stops and for Air Transport Services means the 
Place of Landing. 


45. “Place of Landing” means the Jurisdiction where the passengers alight or 
cargo is unloaded from the aircraft, helicopter or other air transport vessel. 


46. “Place of Origin” for Non-air Transport Services means the place in a 
Jurisdiction where passengers board or cargo is loaded onto the ship, 
train, bus, truck or other vessel by or on behalf of the Covered Group but 
does not include Transit Stops and for Air Transport Services means the 
Place of Take-off. 


47. “Place of Take-off” means the place in a Jurisdiction where the cargo is 
loaded onto the aircraft, helicopter or other air transport vessel. 


48. “Purchaser” means the party making a payment under a contract to 
acquire a good or service.  


49. “Reseller” means a Business Customer that buys a service subject to the 
condition that the service is solely for onward sale to a third party but does 
not include a Business Customer that acquires a service as an input to 
facilitate the provision of a different service to a third party. 


50. “Seller” means the party providing the good or service under a contract 
with a Purchaser.  


51. “Service Connected to Tangible Property” means a service which satisfies 
one of the following conditions:  


a. Substantially all of the service is performed at the location of the 
tangible property and the service results in physical manipulation of 
the property whether through building, demolition, manufacturing, 
assembly, maintenance or repair; 


b. Any lease of, hire of or licence to use tangible property;  


c. The provision of utilities services to a fixed premises including 
electricity, internet and telecommunications services and for this 
purpose, the fixed premises is the relevant tangible property; 


                                                
51 The Commentary will give typical examples of the type of income that might be regarded as supplementing 
transactions for the carriage of passengers, including, sales of food and duty free on-board and revenue from 
advertising displayed on-board. 







      | 33 


PILLAR ONE – AMOUNT A: DRAFT MODEL RULES FOR NEXUS AND REVENUE SOURCING © OECD 2022 
      


d. Architectural, engineering, design or other advisory services in relation 
to the development, acquisition, disposal, lease or other alienation of 
real estate; or 


e. Any service facilitating the arrival or departure of an aircraft, ship or 
other vessel to, from or in a jurisdiction, including pilotage, towage and 
port, airport and terminal services and for this purpose the aircraft, ship 
or other vessel is the tangible property. 


52. “Service Performed at the Location of the Customer”52 means a service 
that is physically performed in person and where the Customer or its agent 
must be present for substantially all of the time at the place where the 
service is physically performed.  


53. “Transit Stop” means an intermediate place where the passenger alights 
or the cargo is unloaded to facilitate the onward transport of the passenger 
or cargo by or on behalf of the Covered Group.53  


54. “User” means any person accessing a service, but does not include: 


a. The provider, or a member of the same Covered Group as the 
provider, of that service; and 


b. An employee of a person referred to in paragraph (a) acting in the 
course of that person’s business. 


55. “User Profile Information” means information that the Group holds for 
commercial purposes identifying an Active Member of a Customer Reward 
Program, Consumer, Final Customer, Purchaser, Seller, User or Viewer 
(as the context requires), that may include:  


a. Information on Location obtained from recurring data on geolocation 
or IP address of the device of the Active Member of a Customer 
Reward Program, Consumer, Final Customer, Purchaser, Seller, User 
or Viewer (as the context requires); 


b. Billing address of the Active Member of a Customer Reward Program, 
Consumer, Final Customer, Purchaser, Seller, User or Viewer (as the 
context requires); 


c. The place of the international dialling code associated with the 
telephone number of the Active Member of a Customer Reward 
Program, Consumer, Final Customer, Purchaser, Seller, User or 
Viewer (as the context requires); or 


d. Information on Location provided by the Active Member of a Customer 
Reward Program, Consumer, Final Customer, Purchaser, Seller, User 
or Viewer (as the context requires).  


56. “Viewer” means the individual to whom an advertisement is displayed. 


                                                
52 Commentary to include examples of the types of services that are Services Performed at the Location of the 
Customer including medical treatments, concerts, sport and other entertainment events. It will further confirm that the 
agent of a customer includes employees of a business customer. 
53 Commentary will confirm that intermediate destinations on a cruise service are regarded as a Transit Stop (and 
therefore not a Place of Destination), provided that the stop is for less than 24 hours. If the stop is for 24 hours or 
more, it is regarded as a Place of Destination to which revenue would be sourced.  
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Part 6 – Intangible Property  


57. “Copyright” means the protection described in the Berne Convention for 
the Protection of Literary and Artistic Works (as amended on September 
28, 1979) but shall not include the protection for computer programs that 
benefit from the protection for computer programs covered by the WIPO 
Copyright Treaty.  


58. “Copyrighted Work” means literary and artistic work that benefits from the 
protection described in the Berne Convention for the Protection of Literary 
and Artistic Works (as amended on September 28, 1979) but shall not 
include computer programs covered by the WIPO Copyright Treaty.  


59. “Intangible Property” means property which is not in tangible form and 
which is capable of being owned or controlled for use in commercial 
activities but does not include financial assets, Digital Goods, user data or 
computer programs that benefit from the protection for computer programs 
covered by the WIPO Copyright Treaty. It includes Copyrights, 
trademarks, tradenames, logos, designs, patents, know-how and trade 
secrets. 


Part 7 – Real Property 


60. “Real Property” means immovable property and includes land, buildings, 
improvements to land or buildings, an interest in land or buildings 
(including a lease, licence or any other right to use), buildings or 
improvements to land or buildings, property accessory to immovable 
property, livestock and equipment used in agriculture and forestry, rights 
to which the provisions of general law respecting landed property apply, 
usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as 
consideration for the exploitation of, or the right to explore for, develop or 
exploit natural resources; but excludes ships and aircraft. 


Part 8 – Government Grants 


61. “Government Grant” means transfers in cash or in kind made by 
Governments or international organisations to a Covered Group and 
includes payments to finance business expenses, costs of their acquiring 
fixed assets, subsidies, grants and refundable credits. 


Part 9 – Non-customer Revenues  


62. “Non-customer Revenues” means Revenues that are not derived from 
Customers of the Covered Group, including interest earned by the 
Covered Group other than as a lender, returns on financial assets, foreign 
currency gains, releases of provisions, asset revaluations, changes in 
pension liabilities, insurance proceeds and other non-operating income; 
and returns from and gains on the disposition of assets. 
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7. Februar 2022 


- E-Mail-Verteiler U1 -
- E-Mail-Verteiler U2 -


BETREFF   Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage für die unternehmensfremde (private) Nut-
zung von Elektrofahrzeugen, Hybridelektrofahrzeugen, Elektrofahrrädern und Fahrrä-
dern sowie für die Überlassung von Elektrofahrrädern und Fahrrädern an Arbeitneh-
mer  


GZ III C 2 - S 7300/19/10004 :001 
DOK 2022/0088874 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Für die Besteuerung der unternehmensfremden (privaten) Nutzung eines dem Unternehmen 
zugeordneten Elektrofahrzeuges, Hybridelektrofahrzeuges, Elektrofahrrades oder Fahrrades 
gilt Folgendes: 


I. 
Die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen vollständig zugeordne-
ten Fahrzeugs ist unter den Voraussetzungen des § 3 Absatz 9a Nummer 1 UStG als unent-
geltliche Wertabgabe der Besteuerung zu unterwerfen. Der Begriff Fahrzeug ist dabei gleich-
zusetzen mit dem Begriff Kraftfahrzeug und umfasst damit auch Elektrofahrräder, die einer 
Kennzeichen-, Versicherungs- oder Führerscheinpflicht unterliegen. 


Dabei kann - neben anderen Methoden zur Wertermittlung - von den für ertragsteuerliche 
Zwecke nach der sog. 1 %-Regelung (§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 EStG) ermittelten Beträ-
gen ausgegangen werden, siehe Abschnitt 15.23 Absatz 5 UStAE. Für Zwecke der Einkom-
mensteuer wird bei Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen bei einer Anschaffung nach dem 
31. Dezember 2018 nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 1 bis 5 EStG unter be-
stimmten Voraussetzungen der Bruttolistenpreis gemindert, insbesondere nur zur Hälfte oder 


www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2 nur zu einem Viertel angesetzt. Es handelt sich hierbei um eine ertragsteuerliche Regelung zur 
Steigerung der Elektromobilität und zur Reduktion des CO2-Ausstoßes.  


Die Umsatzbesteuerung der Verwendung eines dem Unternehmen zugeordneten Gegenstan-
des für unternehmensfremde Zwecke bemisst sich grundsätzlich nach den durch die (private) 
Verwendung entstandenen Ausgaben des Steuerpflichtigen, soweit sie zum vollen oder teil-
weisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. Bei der Ermittlung dieser Ausgaben ist eine Pau-
schalierung zulässig, sofern sichergestellt ist, dass die „Pauschalierung in angemessenem Ver-
hältnis zum Umfang der privaten Nutzung steht“ und damit dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit genügt (vgl. EuGH-Urteil vom 16. Februar 2012, C-594/10, T. G. van Laarhoven). Da 
der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung eines Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuges dem 
Unternehmer unter den übrigen Voraussetzungen in voller Höhe zusteht, würde eine Über-
nahme der ertragsteuerlichen Regelungen über die zulässige Pauschalierung nach der sog. 
1 %-Regelung hinaus aus umsatzsteuerlicher Sicht zu einer Begünstigung des Unternehmers 
führen, die den tatsächlichen Verhältnissen nicht entspricht. Sie ist daher nicht zu überneh-
men. 


II. 
Für die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen zugeordneten Fahrra-
des gelten die nachfolgenden Ausführungen. Der Begriff Fahrrad umfasst dabei auch Elektro-
fahrräder, die verkehrsrechtlich als Fahrrad (keine Kennzeichen-, Versicherungs- oder Führer-
scheinpflicht) einzuordnen sind. 


Auch die unternehmensfremde (private) Nutzung eines dem Unternehmen vollständig zuge-
ordneten Fahrrades ist unter den Voraussetzungen des § 3 Absatz 9a Nummer 1 UStG als un-
entgeltliche Wertabgabe der Besteuerung zu unterwerfen. Der Unternehmer kann die Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung der unternehmensfremden Nutzung aus Vereinfa-
chungsgründen hilfsweise nach der sog. 1 %-Regelung für Kraftfahrzeuge berechnen oder 
eine andere umsatzsteuerrechtlich zulässige Methode wählen. Die Fahrtenbuchmethode ist für 
ein Fahrrad nicht geeignet, da eine objektive Überprüfung anhand eines Tachometers nicht 
möglich ist. 


Überlässt der Unternehmer (Arbeitgeber) seinem Personal (Arbeitnehmer) ein (Elektro-) 
Fahrrad auch zur privaten Nutzung, ist dies regelmäßig eine entgeltliche Leistung im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 UStG (Arbeitsleistung gegen Fahrradgestellung). Die Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage erfolgt nach § 10 Absatz 2 Satz 2 UStG. Grundsätzlich 
kann auch hier aus Vereinfachungsgründen die Bemessungsgrundlage hilfsweise nach der 
sog. 1 %-Regelung für Fahrräder (siehe Rn. 1 der gleich lautenden Erlasse der obersten Fi-
nanzbehörden der Länder vom 9. Januar 2020, BStBl I S. 174) berechnet werden. Falls der 







 
   


   
 


 
 


    
 
 


  
  


  
   


 
 
  


 
 


 
 
   
 
 


 
 


 
  


 
   
 


  
   


  
 
   


 
   


 
 
 


   
 
  


Seite 3 anzusetzende Wert des Fahrrades weniger als 500 € beträgt, wird es nicht beanstandet, wenn 
abweichend von dem Vorstehenden von keiner entgeltlichen Überlassung des Fahrrades aus-
gegangen wird. In diesen Fällen ist keine Umsatzbesteuerung der Leistung an den Arbeitneh-
mer erforderlich. 


Aus den unter I. aufgeführten Gründen sind auch für (Elektro-)Fahrräder im Übrigen abwei-
chende ertragsteuerliche Ansätze (z. B. nach § 3 Nummer 37 EStG oder § 6 Absatz 1 Num-
mer 4 Satz 6 EStG) nicht für Zwecke der Umsatzsteuer zu übernehmen. 


III. 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I 
S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 17. Januar 2022 - III C 2 – 
S 7100/19/10002: 002 (2022/0031043), BStBl I S. xxx, geändert worden ist, wie folgt geän-
dert: 


1) In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „15.23. Vorsteuerabzug und 
Umsatzbesteuerung bei (teil-)unternehmerisch verwendeten Fahrzeugen“ die Angabe 
„15.24. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei (teil-)unternehmerisch 
verwendeten Fahrrädern“ eingefügt. 


2) Abschnitt 15.23 wird wie folgt geändert: 


a) Nach der Überschrift „15.23. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei (teil-
)unternehmerisch verwendeten Fahrzeugen“ wird die Zwischenüberschrift 
„Allgemeines  “ eingefügt. 


b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Vor den bisherigen Satz 1 wird folgender Satz 1 eingefügt: 


„1Der Begriff Fahrzeug im Sinne dieses Abschnitts ist gleichzusetzen mit dem 
Begriff Kraftfahrzeug und umfasst damit auch Elektrofahrräder, die einer 
Kennzeichen-, Versicherungs- oder Führerscheinpflicht unterliegen.“ 


bb) Die bisherigen Sätze 1 bis 6 werden die neuen Sätze 2 bis 7. 


c) Nach Absatz 1 wird die Zwischenüberschrift „Zuordnung  zum 
Unternehmen  und  Vors t euerabzug  “ eingefügt. 


d) Nach Absatz 4 wird die Zwischenüberschrift „Unternehmens f remde  
(pr i va t e ) Nu tzung  durch  den  Un ternehmer  “ eingefügt. 


e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 







 
   


  
 


 
     


 
 


      
 


 
    


 
  
       


 
 


   
 


 
     


 
  


    
 


 
    


 
 
   


 
   


 
 


 
 


  
 


 
    


 
   
      


 
 


   
 


 
 


 
   


 


Seite 4 


aa) In Satz 4 Nummer 1 wird das Wort „Kraftfahrzeuge“ durch das Wort 
„Fahrzeuge“ ersetzt. 


bb) Satz 4 Nummer 1 Buchstabe a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„2Für umsatzsteuerliche Zwecke sind die Sonderregelungen für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 5 EStG nicht
anzuwenden.“ 


cc) Satz 4 Nummer 1 Buchstabe b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„2Für umsatzsteuerliche Zwecke sind die Sonderregelungen für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 Nr. 1 bis 5 EStG nicht
anzuwenden.“ 


dd) In Satz 4 Nummer 2 wird das Wort „Kraftfahrzeuge“ durch das Wort 
„Fahrzeuge“ ersetzt. 


ee) Satz 4 Nummer 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„3Für umsatzsteuerliche Zwecke sind die Sonderregelungen für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 Nr. 1 bis 5 EStG nicht 
anzuwenden.“ 


f) In Absatz 8 Satz 3 wird das Wort „Firmenwagen“ durch das Wort 
„Firmenfahrzeuge“ ersetzt. 


g) Absatz 11 Satz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Nummer 1 Beispiel 1 wird wie folgt geändert: 


aaa) In Satz 1 werden die Worte „einen sog. Firmenwagen“ durch die Worte 
„ein Firmenfahrzeug“ ersetzt. 


bbb) In Satz 2 wird das Wort „Firmenwagenüberlassung“ durch das Wort 
„Firmenfahrzeugüberlassung“ ersetzt. 


bb) Nummer 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„4Für umsatzsteuerliche Zwecke sind die Sonderregelungen für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 Nr. 1 bis 5 EStG nicht
anzuwenden.“ 


cc) In Nummer 2 Beispiel 2 Satz 1 werden das Worte „sog. Firmenwagen“ durch 
das Wort „Firmenfahrzeug“ ersetzt. 


h) Absatz 13 wird gestrichen. 


3) Nach Abschnitt 15.23 wird folgender Abschnitt 15.24 eingefügt: 







 
   


 
 


    
 
    


 
 


   
 


    
  


       
  


      
 


 
    


  
     


    
     


   
   


  
    


     
 


    
   


   
 
 


 
  


 
 


  
 


 
 


 
 


 


Seite 5 „15.24. Vorsteuerabzug und Umsatzbesteuerung bei (teil-)unternehmerisch
verwendeten Fahrrädern 


(1) Die Regelungen in Abschnitt 15.23 gelten entsprechend auch für Fahrräder 
einschließlich Elektrofahrräder, die verkehrsrechtlich als Fahrrad (keine Kennzeichen-, 
Versicherungs- oder Führerscheinpflicht) einzuordnen sind, soweit nachfolgend nichts
Anderes geregelt ist. 


(2) 1Für umsatzsteuerliche Zwecke ist bei der unternehmensfremden (privaten)
Nutzung eines dem Unternehmen zugeordneten Fahrrades im Sinne von Absatz 1 durch
den Unternehmer § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 6 EStG nicht anzuwenden. 2Der Anteil der 
unternehmensfremden Nutzung kann nicht durch ein Fahrtenbuch (Abschnitt 15.23
Abs. 5 Satz 4 Nr. 1 Buchstabe b) nachgewiesen werden. 3Der Unternehmer kann den Wert 
der unternehmensfremden Nutzung aus Vereinfachungsgründen hilfsweise nach der sog.
1 %-Regelung (Abschnitt 15.23 Abs. 5 Satz 4 Nr. 1 Buchstabe a) berechnen, wenn er nicht
eine andere umsatzsteuerrechtlich zulässige Methode zur Wertermittlung gewählt hat. 


(3) 1Für umsatzsteuerliche Zwecke ist bei entgeltlicher Überlassung eines Fahrrades im
Sinne von Absatz 1 zu Privatzwecken des Personals (vgl. entsprechend Abschnitt 15.23 
Abs. 10 und 11) § 3 Nr. 37 EStG nicht anzuwenden. 2Der Anteil der Nutzung für 
Privatzwecke des Personals kann nicht durch ein Fahrtenbuch (Abschnitt 15.23 Abs. 11 
Satz 2 Nr. 2) nachgewiesen werden. 3Es wird aus Vereinfachungsgründen nicht 
beanstandet, wenn als Bemessungsgrundlage für die entgeltliche Nutzungsüberlassung
monatlich 1 % der auf volle 100 € abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung des
Herstellers, Importeurs oder Großhändlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des 
Fahrrades berücksichtigt wird (entsprechend Rn. 1 der gleich lautenden Ländererlasse 
vom 9. 1. 2020, BStBl I S. 174). 4Dieser Wert ist als Bruttowert anzusehen, aus dem die 
Umsatzsteuer herauszurechnen ist. 5Wenn der anzusetzende Wert des Fahrrades weniger 
als 500 € beträgt, wird es nicht beanstandet, wenn abweichend von dem Vorstehenden von
keiner entgeltlichen Überlassung des Fahrrades ausgegangen wird. 6In diesen Fällen ist 
keine Umsatzbesteuerung der Leistung an den Arbeitnehmer erforderlich.“ 


IV. 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 


Die Auswirkungen des EuGH-Urteils vom 20. Januar 2021, C-288/19, QM, auf die deutsche 
Verwaltungsauffassung werden derzeit noch mit den obersten Finanzbehörden der Länder er-
örtert. Hierzu ergeht ggf. ein gesondertes BMF-Schreiben. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 
























































